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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/714: Klimakampf und Kohlefront - Gutachten soll unabhängig sein ... ("Alle Dörfer bleiben!")

Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 1. April 2020

Kohlegesetz: Berechnungen für NRW stammen ausschließlich von RWE

- Landesregierung plant keine unabhängigen Gutachten

- "Von diesen Zahlen hängt das Schicksal unserer Dörfer ab"



Erkelenz. Am Tagebau Garzweiler sollen 1.500 Menschen umgesiedelt werden,
um die Braunkohle zu fördern, die unter sechs Dörfern liegt - so
beschlossen es die Bundesregierung und Ministerpräsidenten der
Braunkohle-Länder im Januar. Diese Entscheidung wurde getroffen, ohne
unabhängige Gutachten zu Rate zu ziehen: Eine kleine Anfrage der Grünen im
Landtag NRW offenbarte, dass den Regierungen für den Beschluss
ausschließlich Angaben vom Kohlekonzern RWE vorlagen, dessen Geschäft der
Abbau und die Verbrennung der Braunkohle ist.

"Es kann doch nicht sein, dass Armin Laschet die von Berechnungen von RWE
einfach unhinterfragt übernimmt", so David Dresen aus Kuckum. "Von diesen
Zahlen hängt das Schicksal unserer Dörfer ab. Wir erwarten ein unabhängiges
Gutachten!"

Die Landesregierung NRW übernimmt die von RWE präsentierten Zahlen und geht
somit davon aus, dass noch 950 Mio. Tonnen Braunkohle aus den rheinischen
Tagebauen benötigt werden - und infolgedessen weitere sechs Dörfer zerstört
werden müssen. Laut Berechnungen von Bündnis 90/die Grünen werden jedoch
höchstens noch 580 bis 685 Million Tonnen Braunkohle aus dem rheinischen
Revier benötigt. Basis für die Berechnungen sind die Daten der
Landesregierung zum üblichen jährlichen Kohlebedarf der Kraftwerke. Zu
einem ähnlichen Ergebnis kommt auch eine Studie des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW).

Im Anschluss an das Kohleausstiegsgesetz ist es Aufgabe der jeweiligen
Bundesländer, neue Leitendscheidungen für ihre Tagebaue aufzustellen. Im
Zuge dessen ist die amtierende Landesregierung dafür verantwortlich, die
künftig benötigten Kohlemengen im Vorhinein zu ermitteln. Unabhängige
Untersuchungen zur benötigten Kohlemenge plant die Landesregierung NRW
derzeit jedoch nicht.


Kleine Anfrage der Grünen im Landtag NRW: 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-8880.pdf

DIW Studie "Klimaschutz statt Kohleschmutz: Woran es beim Kohleausstieg
hakt und was zu tun ist": 

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2020/02/diwkompakt_2020-148.pdf

www.alle-doerfer-bleiben.de/

https://twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.04.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. April 2020 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/1018: Die Dinge fallen auseinander (Mumia Abu-Jamal)

Kolumne 1.002

Die Dinge fallen auseinander

Gegenwärtig sehen wir eine Welt, wie wir sie bisher nicht kannten, die nun
aber existiert. Eine lautlos daherkommende Krankheit erzeugt eine
beklemmende Atmosphäre und entfesselt bisher nicht gekannte Ängste / Mit
Nachtrag zu Mumias Lage im Knast

von Mumia Abu-Jamal, März 2020



Der großartige nigerianische Schriftsteller Chinua Achebe (1930-2013)
veröffentlichte 1958 einen Roman über die verheerenden Auswirkungen des
europäischen Kolonialismus auf den afrikanischen Kontinent. Sein Buch
»Things Fall Apart« (deutsch: 1959/1998: »Okonkwo oder das Alte stürzt«)
ist ein Klassiker der afrikanischen Literatur und bis heute durch ständige
Neuauflagen das meistgelesene Buch eines afrikanischen Autors. Achebe
beschreibt darin anhand der Geschichte eines Dorfes, wie die auf
traditionellen Werten und Regeln basierende afrikanische Gesellschaft durch
koloniale Herrschaft und christliche Missionierung zerfällt. Mit dem
englischen Titel seines Werkes lehnte Achebe sich an das Gedicht »The
Second Coming« an, das der berühmte irische Autor William Butler Yeats
(1865-1939) nach den verheerenden Erfahrungen des Ersten Weltkriegs
verfasst hatte. Darin heißt es: »Die Dinge fallen auseinander/ Das Zentrum
bietet keinen Halt/ Reine Anarchie befällt die Welt.«

Gegenwärtig sehen wir vor unseren Türen und Fenstern eine Welt, wie wir sie
bisher nicht kannten, die nun aber existiert. Eine lautlos daherkommende,
unsichtbare Krankheit erzeugt eine beklemmende Atmosphäre und entfesselt
bisher nicht gekannte Ängste. Führende Politiker setzen sich in Pose und
brüsten sich mit dem, was sie alles zu tun gedenken. Ihr Gerede hat indes
nur wenig Substanz und ergibt noch weniger Sinn. Aber in jeder Äußerung
steckt zwischen den Zeilen ein geradezu fieberhaftes Verlangen: »Lobt mich,
lobt mich, lobt mich!«

Während hier in den USA nun täglich Dutzende, ja Hunderte sterben und
Zehntausende erkranken, weil sie sich mit dem Coronavirus SARS-2 infiziert
haben, werden Billionen von US-Dollars locker gemacht und fallen wie
überreife Früchte vom Baum. Doch sie verrotten wie Fallobst am Boden, sind
sinnlos, und ihre Wirkung verpufft. Denn die Politiker reden zwar von früh
bis spät, doch ist keine wirkliche Lösung für diese weltumspannende Krise
in Sicht. Vor ein paar Wochen suchte eine Pandemie das reichste Land der
Welt heim, und nun werden wir Zeugen, wie »die Dinge auseinanderfallen«.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Nachtrag: Infolge der SARS-2-Pandemie hat Pennsylvanias
Gefängnisbehörde DOC ein striktes Besuchsverbot über alle Haftanstalten
verhängt; zunächst bis zum 10. April. Auch alle Gefangenen des
Staatsgefängnisses Mahanoy in Frackville, in dem Mumia Abu-Jamal einsitzt,
sind von dieser Maßnahme und von intern auferlegten Kontaktbeschränkungen
betroffen. Laut DOC-Pressemitteilung vom 28. März seien bislang unter
Pennsylvanias Häftlingen keine Covid-19-Erkrankungen festgestellt worden.
Getestet wird jedoch nur, wer typische Symptome aufweist. Eine persönliche
Mitteilung Abu-Jamals zu seinen aktuellen Haftbedingungen liegt noch nicht
vor. Prison Radio in San Francisco erklärt dazu, es halte trotz der Arbeit
von zu Hause aus den Kontakt zu Mumia und anderen Gefangenen, weil »wir der
Rettungsanker für die Gefangenen (sind), die genausoviel Angst haben wie
wir alle«. Ein Virus sei durch Gefängnismauern nicht aufzuhalten. »Wir
sehen jetzt deutlicher als je zuvor, dass wir alle miteinander verbunden
sind«, so Noelle Hanrahan vom Radioprojekt. (Jürgen Heiser)

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 76 vom 30. März 2020

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. April 2020 
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8945: Und morgen, den 06. April 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 06.04.2020 bis zum 07.04.2020 +++






[image: Jean-Luc 8945 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Wär' da nicht Kühle hintergründig

bei allerhellstem Sonnenschein,

wird wohl der Mensch erst wettermündig

und redet in den Himmel rein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9366: Aus aller Welt - 05.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Trump entläßt Generalinspekteur der US-Geheimdienste

Der Generalinspekteur der US-Geheimdienste, Michael Atkinson, muß
binnen 30 Tagen seinen Posten räumen. US-Präsident Donald Trump
begründete den Rauswurf mit einem Vertrauensverlust. Atkinson hatte
die Ukraine-Affäre ins Rollen gebracht, die letztlich zum
Amtsenthebungsverfahren gegen Trump im Kongreß führte. Ein Nachfolger
für Atkinson steht noch nicht fest. Die Demokraten kritisieren die
Entscheidung des republikanischen Staatschefs.

5. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9366: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bandenkrieg in Mexiko eskaliert

In der Gemeinde Madera im mexikanischen Bundesstaat Chihuahua sind
bei einer Schießerei zwischen zwei mutmaßlichen Banden 19 Menschen
ums Leben gekommen. Am Ort des blutigen Geschehens stellte die
Polizei Waffen, Granaten und Fahrzeuge sicher. Bei den Opfern handelt
es sich vermutlich um Angehörige der rivalisierenden Drogenkartelle
Juarez und Sinaloa. Die Staatsanwaltschaft und die Armee leiteten
eine gemeinsame Untersuchung ein.

5. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9363: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Russische Armee trainiert Luftverteidigung der Krim

Truppenteile der russischen Schwarzmeerflotte führen auf der Krim
eine großangelegte Raketenabwehrübung durch. Nach Mitteilung des
Pressedienstes der Flotte nehmen mehr als 20 Flugzeuge der Marine
sowie auf der Halbinsel stationierte S-400-Raketeneinheiten an der
von dem Kommandeur des südlichen Militärbezirks, Generaloberst
Alexander Dwornikow, geleiteten Übung teil.

5. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9365: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Linke kritisiert steigenden Verteidigungsetat in Corona-Zeiten

Das Festhalten der Bundesregierung an der geplanten Erhöhung der
Verteidigungsausgaben stößt bei den Linken auf Unverständnis. Nach
Ansicht des Linken-Verteidigungspolitikers Alexander Neu sollten die
Steuergelder besser für das marode Gesundheitssystem verwendet
werden. Hintergrund der Kritik ist die Zusage von Außenminister Heiko
Maas (SPD) an die NATO-Mitgliedstaaten, daß Deutschland trotz der
Corona-Krise an dem Ziel, zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts
für Verteidigung auszugeben, festhalten werde.

5. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9363: Tragisches und Kurioses - 05.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Arktischer Meeresboden mit Mikroplastik verseucht

Forscher des Alfred-Wegener-Instituts (AWI) in Bremerhaven haben am
Grund der Framstraße große Mengen von Kunstoffpartikeln nachgewiesen.
Infrarotspektrometrische Untersuchungen verschiedener Bodenproben
hätten eine Belastung von bis zu 13.000 Mikroplastikpartikeln pro
Kilogramm Sediment ergeben, berichten die Wissenschaftler im
Fachmagazin "Environmental Science & Technology". Ein Großteil der
Partikelfunde bestand demnach aus chloriertem Polyethylen (CPE), das
unter anderem der Herstellung von Kabeln, Schläuchen und Folien
dient. Die Framstraße ist ein etwa 500 Kilometer breiter Seeweg
zwischen Spitzbergen und Nordostrundingen im Nordosten Grönlands und
an der Grenze von Nordpolarmeer und Grönlandsee bis zu 5.670 Meter
tief.

5. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8448: Aus Forschung und Technik - 05.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



ESA-Kontrollzentrum in Darmstadt nimmt Arbeit wieder auf

Die Europäische Weltraumagentur ESA hat die Beschränkungen für einige
europäische Raumfahrtmissionen aufgrund der Corona-Pandemie wieder
aufgehoben. Das betrifft auch die Missionskontrolle in Darmstadt, von
der aus 21 Raumfahrzeuge gesteuert werden. Die Mitarbeiter dort
bereiten sich nun auf den nicht aufschiebbaren Vorüberflug der
Merkursonde BepiColombo am 10. April an der Erde vor. Im März war in
der Belegschaft ein Covid-19-Fall aufgetreten. Um eine Ausbreitung
der Infektion zu vermeiden, wurde die Arbeit im Kontrollzentrum
nahezu vollständig ausgesetzt. Knapp 50 der insgesamt 900 Mitarbeiter
waren zuletzt noch in der Zentrale tätig.

5. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8462: Aus aller Welt - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Zwei Flüchtlingslager in Griechenland unter Quarantäne

Das Flüchtlingslager Malakasa nördlich von Athen ist unter Quarantäne
gestellt worden, nachdem ein aus Afghanistan stammender Bewohner
positiv auf Sars-CoV-2 getestet worden war. Der 53jährige Mann
wurde nach Angaben des Migrationsministeriums in ein Krankenhaus der
griechischen Hauptstadt gebracht. In Malakasa leben rund 1800
Menschen. Nach und nach sollen alle auf das Virus getestet werden.
Der staatliche griechische Rundfunk (ERT) berichtete am Sonntagmorgen
von den Vorgängen. Wenige Tage zuvor war das in derselben Region
liegende Flüchtlingslager Ritsona für 14 Tage unter Quarantäne
gestellt worden. Dort hatten sich 21 Bewohner infiziert. In Ritsona
sind rund 3000 Menschen untergebracht. Besonders gefährlich ist die
Corona-Pandemie für die Flüchtlinge in den Lagern auf den Inseln der
Ägäis. Im Lager Moria auf Lesbos leben rund 20.000 Menschen auf engem
Raum bei katastrophalen hygienischen Verhältnissen. Das Lager war für
nur 3000 Menschen errichtet worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8417: Medizin und Gesundheitswesen - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Kein Abflachen der Coronavirus-Ausbreitung

Die Lage wird immer verheerender. Nach den Daten der John Hopkins
University sind weltweit bereits 66.560 Menschen infolge der vom
neuartigen Coronavirus verursachten Lungenkrankheit gestorben. Das
sind rund 5000 mehr als am Vortag. Auch die Zahl der bestätigten
Infektionen mit Sars-CoV-2 stieg deutlich auf 1.225.360. In
Deutschland sind 97.074 Infektionen mit dem neuen Coronavirus
registriert worden. Laut dpa sind 1478 mit Sars-CoV-2 Infizierte
bislang bundesweit gestorben (Vortag Stand 10.30 Uhr: 1318 ).
Spitzenreiter bei den mit dem Coronavirus infiziert Registrierten
sind die USA mit 312.481 Fällen, gefolgt von Spanien mit 130.759 und
Italien mit 124.632. Danach kommt Deutschland. Besonders viele
Menschen starben nach Daten der John Hopkins University bislang in
Italien (15.362), Spanien (12.418) und in den USA (9180). Auf die
Einwohnerzahl umgerechnet registrierte die Universität einen
besonders hohen Anteil an Corona-Toten bislang ebenfalls in Spanien
und Italien. Dort starben jeweils rund 25,5 Menschen pro 100.000
Einwohner. In Deutschland waren es dagegen 1,7 Todesfälle pro 100.000
Einwohner, in China 0,24. Diese Zahlen sind unter anderem vom Stadium
der Epidemie in dem jeweiligen Land abhängig, aber etwa auch von der
Altersstruktur der Erkrankten und dem Gesundheitssystem.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8450: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Bagger brennt in Leipzig-Connewitz

Am frühen Sonntagmorgen hat im Leipziger Stadtteil Connewitz ein
Bagger auf einem abgesperrten Gelände gebrannt. Das Führerhaus wurde
durch die Flammen zerstört. Mutmaßlich liegt Brandstiftung vor. Das
Polizeiliche Terrorismus- und Extremismus-Abwehrzentrum (PTAZ) des
Landeskriminalamts (LKA) zog die Ermittlungen an sich. In der
Vergangenheit hat es in dem Viertel mehrfach Brandstiftungen gegeben.
Offenbar protestieren Angehörige der dortigen linksautonomen Szene
mit derartigen Übergriffen gegen die Gentrifizierung des Stadtteils.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8372: Sprache, Kunst und Medium - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronavirus-Seuche beschleunigt Online-Ausleihe der Bibliotheken

Wie viele andere öffentliche Einrichtungen auch, sind die öffentlichen
Bibliotheken wegen der grassierenden Pandemie bundesweit geschlossen.
Um trotz der verhängten Kontaktsperre dem Wunsch der Klientel nach
Lesestoff und Unterhaltung nachkommen zu können, wird gegenwärtig in
etlichen Bundesländern, Regionen und großen wie kleinen Städten die
Online-Ausleihe von eBüchern, Audiobooks, Videos und Musik rasant
ausgebaut. Die meisten Angebote der sogenannten "Onleihe" sind
momentan noch kostenfrei, wie WDR1 berichtete. Ob es dabei bleibt,
steht allerdings noch nicht fest.

Als ein Beispiel läuft das Digi-Abo der 124 Bibliotheken des Verbundes
NRW besser als erwartet. Seit Beginn der Aktion verzeichneten die
Stadtbüchereien in Düsseldorf schon in der ersten Woche nach der
Schließung über 500 Neuanmeldungen. Etwa 200 Kunden sollen ihre
Bibliothekskarten via Online-Anmeldung wieder reaktiviert haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8439: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Huthi-Rebellen im Jemen lassen 1600 Gefangene frei

Im Jemen haben die Huthi-Rebellen am Samstag 1600 Gefangene
freigelassen. Sie sollten nicht den Gefahren der Corona-Pandemie
ausgesetzt werden. Außerdem soll die Bevölkerung in dem von den
Huthis kontrollierten Gebieten vor einer Ausbreitung des Virus
geschützt werden. Die gegnerischen Regierungstruppen hatten zuvor
Hunderte von Gefangenen entlassen. Aus dem Bürgerkriegsland wurde
bislang noch kein Fall von CoVid-19 gemeldet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8453: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Transporte von Uranmaterial nach Rußland jetzt erst recht nicht

Für diese Woche wird ein Transport mit Uranmaterial aus der
Anreicherungsanlage von Urenco im westfälischen Gronau zur russischen
Atomfabrik Novouralsk erwartet. Die Umladung des hochgiftigen
Uranhexafluorids auf die Schiene erfolgt voraussichtlich in Münster.
Von dort geht der Transport über den Seehafen Amsterdam nach Rußland.
Münsters Stadtverwaltung forderte Urenco auf, den Transport wegen der
Coronakrise auszusetzen. Die nordrhein-westfälischen Grünen
bezeichneten solche Transporte in Zeiten der Coronakrise als erst
recht unverantwortlich. Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der
Grünen im Bundestag, Oliver Krischer, und die Vorsitzende des
Umweltausschusses, Sylvia Kotting-Uhl, riefen Bundesinnenminister
Horst Seehofer in einem Brief auf, unnötige Castortransporte in
dieser ohnehin schweren Zeit zu verhindern. Die Abgeordneten mahnten,
die Transporte könnten zu einer zusätzlichen, schweren Belastung für
Einsatzkräfte und Krankenhäuser führen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8422: Tragisches und Kurioses - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Wuppertaler Staatsanwaltschaft ermittelt gegen Hagener Polizisten

Staatsanwälte aus Wuppertal sind mit einem Ermittlungen gegen zwei
Polizisten aus Hagen beauftragt worden. Es wird untersucht, ob sich
die beiden Beamten der unterlassenen Hilfeleistung sowie
Körperverletzung im Amt schuldig gemacht haben, teilte die
Ermittlungsbehörde mit.

Ein Passant hatte am 30. März ein privates Video aufgenommen, auf dem
ein Mann zu sehen ist, der offenbar hilflos am Eingang eines Hagener
Parkhauses lag. Zwei Polizisten machten sich zwar an dem Mann zu
schaffen, entfernten sich aber und fuhren weg, ohne sich weiter um den
Hilflosen zu kümmern. Weitere Zeugen erklärten, die Beamten hätten den
Mann aus dem Inneren des Parkhauses geschleift und dann abgelegt.

Die Beamten, die bisher zu den Anschuldigungen geschwiegen haben,
wurden in den Innendienst versetzt. Wie WDR1 berichtet, wurden die
Ermittlungen aus Neutralitätsgründen von der Wuppertaler Polizei
übernommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8451: Arbeit, Soziales und Familie - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Extinction Rebellion fordert Flüchtlingsverlegung nach Deutschland

Angehörige der Protestbewegung Extinction Rebellion haben am Sonntag
über einer großen Kreuzfahrtwerbung an einem Rostocker Parkhaus ein
Plakat aufgehängt. Mit dem Schriftzug "Rostock mit Herz - Hier kann
die Welt zuhause sein - Evakuiert die griechischen Lager - mit
Schiffen von Aida" forderten die Aktivisten und Aktivistinnen die
Abholung von Flüchtlingen aus Griechenland durch die Reederei Aida
nach Deutschland. Die örtliche Zentrale der Reederei befindet sich
nicht weit vom Ort der Abseilaktion, welche im Rahmen des
bundesweiten Aktionstags "LeaveNoOneBehind" stattfand. Ein
Großaufgebot von Polizei und Feuerwehr beendete die Aktivitäten in
Rostock und löschte deren Spuren wie die auf das Pflaster gesprühten
Slogans.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8428: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Brandsaison kündigt sich an

Während die einen die warmen Frühlingstemperaturen und den
Sonnenschein begrüßen, sehen insbesondere die Menschen aus dem Osten
Deutschlands dem mit gemischten Gefühlen entgegen. Zu sehr nagt die
Erinnerung an die großflächigen Waldbrände an ihnen, die durch die
heftigen Dürren kaum zu löschen waren. Und nun brennt es dort schon
wieder. Wie dpa meldete, hat in Brandenburg ein Feuer rund 25 Hektar
Wald zwischenzeitlich gefährdet. Bei Wandlitz hatten gelagerte
Holzstämme nahe der Landstraße 100 im Landkreis Barnim zu brennen
begonnen. Zwar geht die Polizei von Brandstiftung aus, aber wegen der
aktuell schon jetzt herrschenden Trockenheit hatte zwischenzeitlich
die Gefahr bestanden, daß die Flammen sich schnell ausbreiten. 
Mit einem Großaufgebot der Feuerwehr konnte die Gefahr, daß
die Flammen auf einen Wald übergreifen, zwar beseitigt werden, doch
wegen der allgemeinen Trockenheit wartet der nächste Brand schon
darauf, daß er ausbrechen kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8439: Märkte und Finanzen - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Riad will US-Ölschieferindustrie nicht schaden

Saudi-Arabiens Außenminister Faisal bin Farhan weist den angeblich
von der russischen Regierung erhobenen Vorwurf zurück, den
Preisverfall auf den Ölmärkten mit Absicht herbeigeführt zu haben, um
der Ölschieferindustrie in den USA zu schaden. Die staatliche
saudische Nachrichtenagentur SPA bezichtigte den russischen
Präsidenten Putin in dem Zusammenhang der Lüge. Auch Energieminister
Abdulasis bin Salman warf seinem russischen Kollegen Alexander Nowak
vor zu suggerieren, daß Saudi-Arabien Ölschieferproduzenten aus dem
Markt drängen wolle. Tatsächlich hat der Streit zwischen den
Energieministerien Saudi-Arabiens und Rußlands um eine Deckelung der
weltweiten Ölförderungen zu einem drastischen Fall der Ölpreise auf
die Hälfte dessen geführt, was für die US-Fracking-Industrie gerade
noch wirtschaftlich wäre.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8451: Aus Forschung und Technik - 05.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Große Akzeptanz der Corona-TrackingApp

Obgleich immer mehr Experten vor einer Corona-TrackingApp warnen,
weil sie zum einen die Persönlichkeitsrechte in Frage stellen und zum
anderen - zumindest bei der Bluetooth-Variante - ein Einfallstor für
Hackerangriffe darstellen, bleiben viele Bundesbürger diesem Vorhaben
positiv gegenüber eingestellt. Laut Deutschem Ärzteblatt würde fast 
jeder zweite Deutsche (47 Prozent) auf freiwilliger Basis eine solche 
App nutzen. Allerdings sprachen sich 45 Prozent dagegen aus. Von 
diesen gaben 41 Prozent an, sie aus Gründen des Datenschutzes, der
Überwachung oder der Persönlichkeitsrechte abzulehnen. Außerdem waren
14 Prozent der Meinung, daß diese Maßnahme überflüssig sei. 
Demgegenüber machten sich 57 Prozent aller Befragten wenig Sorgen, daß
der Corona-Ausbruch die Freiheitsrechte längerfristig einschränken
wird.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/2018: Regierungspressekonferenz vom 3. April 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 3. April 2020

Regierungspressekonferenz vom 3. April 2020

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Gespräche mit den Ministerinnen
und Ministern im Zusammenhang mit der Ausbreitung des Coronavirus,
Kabinettssitzung, Videokonferenz mit den Leitern der Kompetenzzentren für
KI-Forschung und des Deutschen Forschungszentrums für Künstliche
Intelligenz), freiwillige häusliche Quarantäne der Bundeskanzlerin,
informelle Tagung der Außenminister der EU, Coronapandemie (Rückholung
deutscher Urlauber aus dem Ausland, Desinformationskampagnen, möglicher
Abschiebestopp, Beschaffung von Schutzausrüstung, Coronatests beim Personal
in Kliniken und Pflegeheimen, Tragen einer Mund- und Nasenmaske,
Beschaffung von Beatmungsgeräten, Strategie zur Eindämmung der Pandemie,
Situation in den Kliniken, Behandlung von Patienten aus anderen EU-Ländern
in Deutschland, Binnengrenzkontrollen, Realisierung vermehrter Tests,
Hilfen für Unternehmen, Strategie für einen Ausstieg aus den aktuellen
Einschränkungen des öffentlichen Lebens, Eurobonds, Regelung für
Saisonarbeiter, Nutzung von Big Data zur Bekämpfung der Pandemie,
Notstandsgesetze in Ungarn)


Sprecher: StS Seibert, Schneider (BMAS), Adebahr (AA), Grünewälder
(BMI), Wackers (BMG), Kolberg (BMF), Eichler (BMWi), Lenz (BMEL), Leber
(BMJV)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Das, was ich Ihnen jetzt an
Terminen vorstelle, steht in diesen Tagen natürlich immer sehr unter
Vorbehalt, weil sich in der gegenwärtigen Lage oft auch noch kurzfristig
Änderungen ergeben können. Dann informieren wir Sie natürlich rechtzeitig.

Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass sich die Bundeskanzlerin auch in der
kommenden Woche im Zusammenhang mit dem Thema Coronapandemie regelmäßig,
nämlich montags und donnerstags, mit den zuständigen Kabinettsmitgliedern
dazu bespricht. Die beiden Termine montags und donnerstags treten sozusagen
neben die weiterhin klar stattfindenden regelmäßigen Kabinettstermine in
der vollen Besetzung der Bundesregierung. Der bestehende Krisenstab, der
die operative Arbeit weiterhin durchführt, wird ebenfalls regelmäßig weiter
tagen. Also: montags und donnerstags diese Besprechungen mit den
zuständigen Kabinettsmitgliedern zum Thema Corona.

Am Mittwoch, 9.30 Uhr - das ist der traditionelle Termin -, findet die
Kabinettssitzung statt.

Ebenfalls am Mittwoch wird die Kanzlerin in der Zeit von 16 bis 17.30 Uhr
eine Videokonferenz mit den Leitern der Kompetenzzentren für KI-Forschung
und des Deutschen Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz
durchführen. Das soll ein Austausch über die Zukunft der KI-Forschung in
Deutschland und Europa sein. Unter anderem geht es um folgende Fragen: Ist
die KI-Forschung in Deutschland zukunftsgerichtet aufgestellt? Wo besteht
Handlungsbedarf? Wie können wir die Attraktivität Deutschlands als Standort
für künstliche Intelligenz steigern? Wie können wir auch die Attraktivität
der Europäischen Union auf diesem Gebiet steigern? Welche Marktpotenziale
werden für ein Gelingen von "KI made in Germany" gesehen?

Das war es erst einmal schon.

Frage: Herr Seibert, ich weiß nicht, ob ich es nicht mitbekommen habe: Wird
die Kanzlerin dann nächsten Montag wieder physisch im Kanzleramt präsent
sein? Wie ist da die Lage?

Zweitens zu der KI-Forschung, weil Sie gesagt haben, es gehe um die Zukunft
der KI-Forschung in Deutschland und in Europa. Nehmen daran auch
europäische KI-Experten teil, oder beschränkt sich das auf Deutschland?

StS Seibert: Zu der Frage der physischen Anwesenheit der Kanzlerin im
Kanzleramt: Die ist sogar heute schon wieder gegeben. Die Kanzlerin kehrt
heute an ihren Arbeitsplatz im Kanzleramt zurück. Die 14-tägige
vorsorgliche heimische Quarantäne, die den Empfehlungen des
Robert-Koch-Instituts entsprach, ist dann zu Ende. Glücklicherweise wurde
die Bundeskanzlerin mehrfach negativ auf das Coronavirus getestet. Jetzt
geht die Arbeit wieder aus dem Kanzleramt weiter. Das ändert nichts daran,
dass natürlich viele der Gespräche, die sie mit nationalen und
internationalen Partnern führt, in diesen Tagen Telefon- oder
Videokonferenzen sein werden. Natürlich werden die für uns alle notwendigen
und gültigen Abstandsregelungen im Kanzleramt sorgfältig beachtet.

Zu der Frage nach den Teilnehmern an der KI-Videokonferenz: Ich kann Ihnen
sagen, welches die Zentren sind, die das BMBF in Sachen künstliche
Intelligenz fördert. Ich nehme an, dass das auch - - - Ich glaube, es ist
seriöser, wenn ich das von den Kollegen vom Forschungsministerium, aus dem
Kanzleramt einhole und Ihnen dann sage - nicht dass ich jetzt Teilnehmer
erwähne, die gar keine Teilnehmer sind, oder welche vergesse.

Frage: Herr Seibert und vielleicht das BMAS, hat die Bundesregierung eigene
erste Einschätzungen, wie viele Arbeitsplätze durch künstliche Intelligenz
in den nächsten 10, 20 Jahren gefährdet sind?

StS Seibert: Wenn es dazu eine Einschätzung gäbe, müsste ich Ihnen auch die
nachreichen. Ich bin ziemlich sicher, dass sich das so einfach und so
pauschal mit einer Zahl, wie Sie sie jetzt hören wollen, nicht wird sagen
lassen; denn man muss das natürlich auch gegen Arbeitsplätze aufwiegen, die
durch die Anwendung und durch die Wertschöpfung mit künstlicher Intelligenz
entstehen.

Schneider: Auch ich kann Ihnen jetzt keine genaue Zahl nennen. Wir haben im
BMAS ein Fachkräftemonitoring mit Bezug auf die Digitalisierung
durchgeführt. Das bezieht sich aber auf die Digitalisierung insgesamt,
nicht nur auf KI. Dazu habe ich die Zahlen jetzt nicht im Kopf; die kann
ich aber gerne nachliefern. Das Monitoring besagt, dass es durchaus auch zu
mehr Beschäftigung kommen kann. Ich glaube, das ist ein Zeithorizont bis
2025. Da gibt es eine aufwachsende Beschäftigung und keinen Wegfall. Aber
die genauen Zahlen, wie gesagt, habe ich jetzt nicht hier und nicht
präsent; die müsste ich Ihnen noch zukommen lassen.

Zusatzfrage: KI wird ja von der Wirtschaft eingesetzt, um Arbeitsplätze zu
sparen. Ich kenne keinen einzigen Experten in Sachen KI, der davon spricht,
dass Arbeitsplätze geschaffen werden können. Darum wundert mich das jetzt,
Herr Seibert.

Schneider: Wie gesagt: Zu KI im Speziellen haben wir, glaube ich, keine
Zahlen. Aber zur Digitalisierung insgesamt haben wir Zahlen, die ich gerne
zur Verfügung stellen kann.

StS Seibert: Wir können Ihnen dazu gern noch eine Antwort nachreichen. Aber
der Einschätzung, dass KI durch die Wirtschaft eingesetzt werde, um
Arbeitsplätze zu sparen, würde ich wirklich gerne entgegensetzen, dass KI
Geschäftsmodelle und Wertschöpfungsmöglichkeiten schafft, die sonst gar
nicht existiert hätten. Wenn wir in Deutschland und in Europa nicht in der
Lage sind, bei der künstlichen Intelligenz - sowohl was die Forschung als
auch was die Anwendung betrifft - vorne mit dran zu sein, dann werden wir
in einem ganz entscheidenden Sektor künftiger Wirtschaftstätigkeit
zurückfallen.

Frage: Wie viele Personen müssen insgesamt aus dem Ausland noch
zurückgeholt werden? Um wie viele Länder geht es? Was ist mit den Ländern,
in denen sich so wenige Deutsche aufhalten, dass sich Charterflüge mit
großen Passagiermaschinen nicht lohnen würden?

Adebahr: Wenn ich ganz kurz noch eine Kleine Terminankündigung für den
Außenminister machen darf. Dann gehe ich sofort zu Corona über.

Vorsitzender Szent-Iványi: Gerne.

Adebahr: Ich möchte Ihnen noch mitteilen, dass heute Vormittag, in diesen
Minuten, auch der Außenminister am informellen EU-Rat der Außenminister per
Videokonferenz teilnimmt. Die Außenminister haben beschlossen, dass sie
sich in der aktuellen Krise enger abstimmen wollen. Sie wollen jetzt
deshalb in einer engeren Taktung per Videokonferenz tagen. Einziges großes
Thema heute auf der Agenda ist die Koordinierung zu Corona und die
europäische Abstimmung, wie Europa dabei gemeinsam und solidarisch agieren
kann. Folgende Schwerpunkte werden dabei diskutiert: Das eine ist die
konsularische Unterstützung für EU-Bürger im Ausland und in Drittstaaten
sowie die Kooperation bei der Rückholung. Dann ist es der Umgang mit einer
internationalen Reaktion auf die Pandemie, also: Welche Schritte müssen in
den internationalen Organisationen und weltweit gegangen werden? Was findet
Europa, sollten wir tun? Auch die Frage der Desinformationskampagnen von
anderen Akteuren wird heute auf der Tagesordnung stehen.

Außenminister Maas wird um 13.15 Uhr ein Pressestatement geben, was Sie im
Livestream auf Facebook und Twitter des Auswärtigen Amtes verfolgen können.

Zu Corona und dem Stand der Rückholaktion: Wir haben, Stand heute, im
Rahmen der Aktion 194 000 Personen aus 56 Ländern nach Deutschland
zurückgeholt. Auch ungefähr 3600 Staatsangehörige europäischer
Mitgliedstaaten haben wir mitnehmen können; das freut uns. Seit gestern
läuft die Aktion in Neuseeland an. Wir haben jetzt hoffentlich auch für das
Kreuzfahrtschiff "Zaandam" eine Lösung gefunden. Das Schiff konnte anlegen.

Die großen Brocken, die wir im Moment noch sehen, sind diese: Neuseeland.
Dort sind wir dabei, die 12 000 Menschen nach und nach auszufliegen. Ein
paar Maschinen sind schon raus. Aber es sind noch immer 10 000 Menschen
dort. Wir denken, dass in Südafrika ungefähr 7000 Deutsche noch nach Hause
wollen, in Thailand 4000, in Indien 2700 und in Peru 2000. In Australien
sind 5000 Deutsche. Dort gibt es aber kommerzielle Flüge. Die
Ausreisewünschenden fliegen mit diesen kommerziellen Flügen nach Hause.

Wir haben anfangs einmal geschätzt, dass vielleicht etwas über 200 000
Menschen nach Hause wollen. Es ist schwierig, eine genaue Zahl zu nennen.
Das ist auch jetzt noch unser Stand.

Was machen wir mit den Ländern, die weiter weg sind, die Kleiner sind und
in denen es Kleinere Gruppen gibt? - Wir versuchen, uns da europäisch zu
koordinieren. Das ist auch das, was der Außenminister macht. Es gibt auch
immer Gruppen von EU-Staatsangehörigen in Kleineren Ländern. Vielleicht
fliegen in einem Land die Franzosen, weil sie dort ein größeres Kontingent
haben, in einem anderen Land vielleicht die Spanier. Wenn Briten dort sind,
klappt das auch wunderbar. Insofern können wir uns da koordinieren und auf
Kleinere Flüge umsteigen. Es ist ja auch nicht so, dass eine
Chartermaschine immer groß sein muss. Sie kann auch Propeller haben; auch
das haben wir schon gehabt. Das heißt, man kann auch mit Kleineren
Maschinen fliegen.

Ansonsten versuchen wir, tatsächlich weltweit, so gut die Botschaften es
können, in den einzelnen Ländern durch Synergien und Betreuung - im
Einzelfall bis in den Amazonas hinein - Lösungen zu finden. Das dauert
manchmal, und das wird auch noch weiter schwierig werden. Wir müssen manche
Reisenden nach wie vor um Geduld bitten. Wir rechnen damit, dass wir noch
mindestens nächste und übernächste Woche damit beschäftigt sind, uns da
weiter voranzutasten und die Reisenden nach Hause zu holen.

Frage: Einmal zu der Rückholaktion und dann zu dem informellen
Außenministertreffen. Erst einmal zu der Rückholaktion: Es gab ja auch
Kritik, dass es keine Gesundheitskontrollen der zurückkehrenden Deutschen
gibt. Könnten Sie uns bitte etwas dazu sagen, wie das gehandhabt wird? Sind
die verpflichtet, zwei Wochen in Quarantäne zu gehen? Wird das irgendwie
kontrolliert? Werden die in einzelnen Fällen doch gecheckt, je nachdem,
woher sie kommen?

Soll ich die Frage zum EU-Außenministertreffen gleich anschließen?

Vorsitzender Szent-Iványi: Sie kommen dann gleich noch einmal dran.

Adebahr: Wir informieren die Reisenden beim Einstieg nach den
RKI-Kriterien. Der Umgang mit den Ankommenden hier obliegt den
Gesundheitsämtern vor Ort. Ich glaube, dazu wäre das BMI der richtige
Ansprechpartner.

Grünewälder: Entschuldigung, können Sie die Frage bitte wiederholen?

Zusatzfrage: Die Frage war: Es hat Kritik gegeben, dass es keine
Gesundheitskontrollen bei den zurückkehrenden Deutschen gibt. Wenn das BMI
zuständig ist, dann bitte von Ihnen eine Antwort, ob das stimmt und warum
das so ist.

Grünewälder: Diese Frage richtet sich nach dem Infektionsschutzgesetz, für
dessen Ausführung die Länder zuständig sind. Die Bundespolizei und damit
das BMI unterstützen hierbei gerne. Aber grundsätzlich müssten Sie Fragen
hierzu an das BMG richten.

Was ich dazu noch ergänzen kann: Es gibt auch Bemühungen der Länder, da
voranzukommen. Es gibt eine Verordnung des Landes Hessen und, seit heute
gültig, auch eine Verordnung des Landes Berlin mit Quarantäneanordnungen
für Zurückkehrende nach Deutschland. Aber Einzelheiten müssten Sie bitte an
anderer Stelle erfragen.

Wackers: Ich kann das, was der Kollege gesagt hat, nur verstärken. Die
Quarantänemaßnahmen werden in der Tat vor Ort festgelegt, also von den
Gesundheitsämtern der Städte, in denen sich die Flughäfen befinden.

Zusatzfrage DR. RINKE: Können Sie da vielleicht noch eine Einordnung geben,
nachdem 194 000 Menschen jetzt zurückgekehrt sind und jetzt Länder wie
Berlin eine solche Anordnung treffen, ob diese Abfolge aus
gesundheitspolitischen Gesichtspunkten eigentlich sinnvoll ist, also erst
194 000 Menschen zurückkehren zu lassen und dann verschärfte Maßnahmen zu
beschließen?

Wackers: Wie gesagt: Das ist die Aufgabe der Gesundheitsbehörden vor Ort.
Die haben auch die Möglichkeit zu differenzieren. Sie müssen ja auch
schauen, aus welchem Land die Rückkehrer kommen. Es gibt sicherlich Länder
mit höheren und welche mit niedrigeren Inzidenzen. Das alles sind
Entscheidungen, die vor Ort getroffen und bewertet werden können.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMG: Haben Sie einen Überblick, welche
unterschiedlichen Quarantäneanordnungen es jetzt gibt und auf welche Länder
sich das bezieht?

Wackers: Den kann ich Ihnen jetzt hier nicht zur Verfügung stellen.

Frage (zur informellen Tagung der Außenminister der EU): Frau Adebahr, Sie
hatten eben schon ein paar Themen genannt, was die EU tun sollte. Gehört
dazu auch eine Diskussion zum Beispiel über die Beschaffung, also dass sich
die EU-Länder noch stärker als bisher koordinieren wollen, ob man das
vielleicht stärker der EU überlässt? Was können Sie uns dazu sagen?

Adebahr: Ich glaube, es soll auch diskutiert werden, dass man
Beschaffungsaktivitäten besser koordiniert und sich in europäischer
Solidarität da auch gegenseitig hilft. Was genau dazu besprochen wird,
müssen wir einmal abwarten. Vielleicht kann der Außenminister um 13.15 Uhr
dann mehr sagen.

Frage: Frau Adebahr, Sie sprachen von Desinformationskampagnen, wogegen man
etwas tun möchte. Können Sie uns da Beispiele nennen und sagen, was Sie
dagegen tun wollen?

Adebahr: Dazu hat sich Außenminister Maas schon mehrfach geäußert. Es gibt
Beispiele auf Twitter. Ich glaube, viele von uns haben das in den letzten
Tagen auch gesehen. Da werden Informationen über das Virus verbreitet, die
nicht faktenbasiert sind und die nicht zutreffen. Ich will hier keine
weitere Verortung dazu machen.

Das, was dagegen hilft und worüber in der EU auch geredet werden wird, ist,
dass man in dieser Krise alles daransetzen muss, transparent zu sein,
transparent mit Zahlen zu sein, transparent damit zu sein, wie sich das
Virus verbreitet, wie es wirkt und welche Maßnahmen dagegen helfen, und
dass man gegen Desinformationen Fakten setzt. Ich glaube, darüber wird
sicher eine Einigkeit der Außenminister bestehen. Wir werden schauen, ob
dazu heute konkrete Projekte beschlossen werden.

StS Seibert: Was man vielleicht noch kurz hinzufügen könnte, ist, dass der
Europäische Auswärtige Dienst in einer europaweit erhobenen Studie dazu
sehr viel Material zusammengetragen hat, das auch für jedermann frei
zugänglich ist. Es gab auch in der Presse dazu gute Zusammenfassungen.
Jeder kann sich da sein eigenes wohlfundiertes Bild machen. Wenn er sich
auf die entsprechenden Seiten begibt, dann bekommt er einen ziemlich guten
Überblick über das, was da gerade an Desinformationen unterwegs ist.

Zusatzfrage: Herr Grünewälder, beobachten Sie in Deutschland
Verharmlosungskampagnen von Leuten, die Fake News verbreiten, die lügen,
die verharmlosen usw.? Wenn ja, was beobachten Sie da?

Grünewälder: Das BMI beobachtet auch im Inland solche
Desinformationsversuche. Wir sind da im Austausch in der Bundesregierung
allgemein. Ich schließe mich Frau Adebahr an, was Maßnahmen angeht:
Transparenz, Information und mit Fakten dagegenhalten. Beispielsweise gibt
es bei Twitter eine Einrichtung, eine bestimmte Gruppe, in der
vertrauenswürdige Twitterkanäle aufgeführt sind. Dazu gehören auch die
Kanäle der Bundesregierung. Wer sich informieren möchte, tut gut daran, das
aus verlässlichen Quellen zu tun und nicht auf Quellen zu vertrauen, die
nicht faktenbasiert arbeiten.

Frage: Frau Adebahr, würden Sie sagen, dass die Informationskampagnen der
Chinesen und der Russen, was Hilfe über medizinische Ausrüstung für
Europäer angeht, auch zu diesen Desinformationskampagnen gehören?

Adebahr: Da würde ich gern darauf verweisen, was Außenminister Maas gestern
in seinem Statement vor dem Nato-Außenministertreffen gesagt hat. Ich
paraphrasiere das jetzt einmal: Grundsätzlich ist natürlich in einer Krise
jede Hilfe gut. Aber wir alle tun gut daran, diese Hilfe eben als Hilfe zu
leisten und daraus nicht Kapital zu schlagen. Wenn das eine oder andere
Land das tun sollte, um sich in besserem Lichte darzustellen, dann wäre das
nicht der richtige Grund und nicht der richtige Weg, um Hilfe darzustellen.

Zusatzfrage: Ist das im Falle Chinas und Russlands Ihrer Meinung nach der
Fall?

Adebahr: Ich will jetzt hier keine weiteren Bewertungen vornehmen. Jeder
kann sich, glaube ich, sein eigenes Bild auch auf der Grundlage machen, die
Herr Seibert beispielsweise genannt hat.

Frage: Da der Kollege nach Russland und China gefragt hat, frage ich nach
den USA: Sehen Sie die Pressekonferenzen des US-Präsidenten als
Desinformationskampagnen?

Adebahr: Ich bewerte die Pressekonferenzen des US-Präsidenten nicht. Ich
glaube, auch da wird sich jeder sein eigenes Bild von der Lage machen. Es
ist nicht meine Aufgabe, da Noten zu verteilen.

Zusatzfrage: Hält die Bundesregierung auch mit Fakten dagegen, wenn der
US-Präsident Lügen verbreitet, oder darf er das?

Adebahr: Die Bundesregierung arbeitet daran - ganz grundsätzlich -, in der
Krise faktenbasiert und möglichst transparent über das, was wir tun, auf
allen möglichen Kanälen zu informieren. Da legen wir alle, glaube ich, sehr
hohe Standards an uns selbst an, in der Qualität, in der Transparenz und
auch in dem, wie wir kommunizieren. Das ist das, was wir tun. Ich glaube,
darum geht es uns.

StS Seibert: Wir weisen immer wieder darauf hin, dass es eine Reihe von
offiziellen und seriösen Plattformen gibt, auf denen sich jede Bürgerin und
jeder Bürger verständlich und ständig aktualisiert informieren kann:
bundesgesundheitsministerium.de, bundesregierung.de, natürlich für die
einzelnen Fachfragen auch die Seiten der einzelnen Ministerien und das
Robert-Koch-Institut. Neben dem Qualitätsjournalismus, den wir Gott sei
Dank in Deutschland auch noch in einer breiten Vielfalt haben, gibt es jede
Möglichkeit, sich fundiert, aktuell und verständlich zu informieren.

Grünewälder: Ich darf noch ergänzen, dass selbstverständlich auch die
Sicherheitsbehörden dieses Thema auf dem Schirm haben. Insbesondere der
Verfassungsschutz beschäftigt sich auch mit dem Thema Desinformation von
ausländischen Stellen in Deutschland. Das taucht regelmäßig in den
Verfassungsschutzberichten als Thema auf. Da empfehle ich zum Beispiel die
Lektüre von Seite 287 des Verfassungsschutzberichts 2018. Auch in dem
Bericht für 2019, der Mitte des Jahres vorgestellt wird, wird dieses Thema
sicher vorkommen.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Wegen der eingeschränkten
Flugbewegungen sind ja die Abschiebungen in Dublin-Länder eingestellt
worden. Die Bundesregierung schiebt trotzdem noch in andere Länder, zum
Teil auch mit einer hohen Coronabelastung ab. Haben Sie vor, einen
generellen Abschiebestopp zu erlassen?

Grünewälder: Die Situation ist so, dass wir im Moment in der Tat keine
Dublin-Überstellungen mehr vornehmen. Das wird im Moment in ganz Europa
nicht getan. Außerdem haben wir auf Bitten der afghanischen Regierung die
Abschiebeflüge nach Afghanistan gestoppt. Ansonsten besteht die Möglichkeit
zur Abschiebung weiter. Das hängt aber von den Umständen des Einzelfalls
ab. Da wird konkret geschaut, ob das in die Region, in die abgeschoben
werden soll, möglich ist und ob die entsprechende Polizeibegleitung zur
Verfügung steht. Hier kommt es sehr auf die Umstände des Einzelfalls an.

Frage: Es gibt mehrere Fragen an das Gesundheitsministerium: Wie ist der
Stand beim Thema Beschaffung von Schutzausrüstung?

Die zweite Frage: Wie wird momentan in Kliniken und Pflegeheimen
kontrolliert, ob Personal nicht selbst infiziert ist? Gibt es da
regelmäßige Tests? Wie wird bei positiven Tests verfahren?

Wackers: Zum Thema Schutzausrüstung: Der Minister ist heute in Thüringen
und besucht ein Logistikunternehmen, das für uns den Umschlag organisiert,
sprich: die Lieferungen in Empfang nimmt und dann an die Bundesländer und
die 17 KVen weiterverteilt. Er wird dort um 13.15 Uhr, glaube ich, eine
Pressekonferenz geben.

Der Stand war, dass wir in der letzten Woche über 20 Millionen Schutzmasken
geliefert bekommen haben. Wir rechnen diese Woche mit einer höheren Zahl.
Darüber hinaus gehen wir, wie ja wahrscheinlich bekannt ist, nicht nur
einen Weg, um an Schutzausrüstung zu kommen, sondern wir fahren da
mehrgleisig. Es läuft die Beschaffung über die Beschaffungsämter der
Bundesrepublik Deutschland, das BMVg und das BMI. Zusätzlich beschafft das
BMG direkt. Wir stehen außerdem mit einer ganzen Reihe von Unternehmen im
Inland in Verbindung, damit diese eventuell die Produktion erwägen. Darüber
hinaus arbeiten wir mit Unternehmen zusammen, die Kontakte ins Ausland
haben und dann eventuell bei der Beschaffung der Schutzausrüstung helfen
können. Wie gesagt: Minister Spahn wird heute auch noch ausführlich dazu
Stellung nehmen.

Frage: Könnten Sie uns bitte kurz einmal die Bedarfe schildern, die für
Schutzausrüstung vorhanden sind? Wie viele Masken werden gebraucht? Was ist
beim Gesundheitsministerium als Bedarf angemeldet?

Wackers: Ich kann Ihnen dazu keine Zahl nennen. Wir versuchen, so viel an
Land zu ziehen, wie geht. Wir können ja den Bedarf nicht abschätzen, weil
wir nicht wissen, wie die weitere Entwicklung ist. Wir sind auf jeden Fall
dabei, möglichst große Mengen zu beschaffen. Ich kann Ihnen aber keine
konkrete Zahl nennen.

Zusatzfrage: Das heißt, wenn ich Sie richtig verstanden haben, Sie fahren
im Moment auf Sicht? Sie schauen, dass Sie auf dem Markt bekommen können,
was da ist?

Wackers: So ist es, ja. Das ist ein sehr schwieriger Weltmarkt, wie Sie
wissen. Die Liefersicherheit ist auch nicht überall gegeben.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium bezüglich der
Verwirrung um Masken: Soll man nun selbst gebastelte Masken tragen, oder
verleiten sie dazu, die Abstandsregel zu unterschreiten?

Wackers: Ein verlässlicher Schutz ist vor allen Dingen durch Abstand und
durch das Einhalten der Hygienemaßnahmen zu erhalten. Dazu zählen
regelmäßiges Händewaschen und die Einhaltung der Nies- und der
Hustenetikette. Das Tragen von Masken kann zum Fremdschutz dienen. Auch
Herr Wieler hat heute noch einmal gesagt: Es gibt dafür keine Studien, es
erscheint aber plausibel. Aber für den Selbstschutz gibt es keine Evidenz.

Frage: Auch wenn Sie uns nicht sagen können, wie viele Masken, Schutzkittel
und Handschuhe Sie brauchen, weil man eben nicht weiß, wie lange das Ganze
dauert, so können Sie doch sicher sagen - das wird ja auch im Krisenstab so
besprochen, wenn es um die Beschaffung geht -, wie lange das, was aktuell
vorhanden ist, ausreicht.

Wackers: Nein, das kann ich Ihnen im Moment nicht sagen, weil wir auch
nicht genau wissen, wie die weitere Entwicklung ist, wie sich das
Infektionsgeschehen entwickelt.

Zusatzfrage: Aber dafür haben Sie ja sicherlich Berechnungen. Ich habe eher
den Eindruck, dass Sie aus bestimmten Gründen vielleicht meinen, dass diese
Informationen nicht öffentlich werden sollen.

Wackers: Ich kann Ihnen das nicht sagen, weil ich nicht genau weiß, wie
viel in der Zwischenzeit hereinkommt. Ich weiß nicht, ob die Zahl überhaupt
existiert, wenn wir quasi den Status quo jetzt nehmen und sagen: Das reicht
jetzt noch bis da und da. - Es wird ja auch laufend angeliefert. Deswegen
kann ich dazu keine Aussage treffen. Ich wüsste auch nicht, was das für
einen Sinn ergeben sollte.

Zusatzfrage: Können Sie nicht, oder meinen Sie, das ergibt keinen Sinn?

Wackers: Ich habe keine Informationen dazu da. Ich kann Ihnen nur sagen,
dass laufend Mengen ankommen.

Frage: Ich habe eine Frage zur Beschaffung von Beatmungsgeräten. Da ist das
Ziel, die Zahl auf 56 000 zu verdoppeln. Damit läuft es ja ganz gut. Wie
viele Menschen braucht man denn, um diese Beatmungsgeräte zu bedienen? Das
müssen ja auch Fachleute sein. Gibt es Zahlen dazu? Gibt es ausreichend
Personal in Deutschland, um diese Verdopplung auch bedienen zu können?

Wackers: Ich kann Ihnen jetzt keine konkrete Zahl dazu nennen. Das ist eine
medizinische Frage. Ich werde versuchen, unsere Fachleute zu fragen, ob die
eine Angabe dazu haben. Wir haben ja auch mit den Ländern zusammen
beschlossen, zusätzliche Personalreserven zu heben. Das ist auch im Gange.
An den Beatmungsgeräten arbeiten natürlich Fachkräfte. Aber das müsste ich
erfragen.

Frage: Frau Wackers, ich habe es noch immer nicht verstanden. Sieht denn
das Gesundheitsministerium die Tatsache positiv, dass sich immer mehr
Menschen Masken selbst nähen und mit selbst gebastelten Masken auf die
Straße gehen? Es gibt ein schönes Papier der WHO dazu, die sagt, der
gesundheitliche Effekt sei möglicherweise begrenzt. Aber der psychologische
Effekt, also die Tatsache, dass andere sehen, ich nehme Rücksicht, sei
nicht zu vernachlässigen.

Wackers: Ich kann das nicht bewerten. Ich kann Ihnen nur ganz deutlich
sagen: Ein selbst genähter Schutz alleine reicht nicht. Wenn dadurch die
trügerische Sicherheit entstehen sollte: "Ich bin jetzt geschützt. Ich habe
eine selbst genähte Maske oder einen Schal vor dem Mund", dann können wir
dem ganz klar widersprechen. Es muss Abstand gehalten werden. Es muss
Hygiene eingehalten werden. Zu den psychologischen Aspekten kann ich von
hier aus nichts sagen.

Jetzt zu der Frage von vorhin nach der Kontrolle in Kliniken und
Pflegeheimen bezüglich einer möglichen Infektion des Personals: Das ist
auch ein sehr heterogenes Bild. Es gibt Empfehlungen des RKI, die sehr
differenziert sind und auch in der Pflege bekannt sind. Wir wissen aber,
dass es durchaus Einrichtungen gibt, die entscheiden, Tests, also eine Art
Screening, durchzuführen. Das ist aber nicht flächendeckend der Fall,
sondern hängt von den Gegebenheiten vor Ort ab.

Frage: Ich möchte zur Strategie allgemein fragen. Können Sie uns sagen,
welche Strategie die Bundesregierung beziehungsweise das
Bundesgesundheitsministerium aktuell verfolgt? Ist das immer noch die
"Flatten-the-curve"-Strategie? Gestern hat Herr Lauterbach in meiner
Sendung erklärt, dass diese sogenannte Strategie kein realistischer Weg
mehr sei, weil sie Jahre dauern würde. Die Alternative zu Mitigation - das
ist der Fachbegriff - ist Suppression, also Eindämmung durch strikte
Restriktion, wie das zum Beispiel in Südkorea der Fall ist. Verfolgt die
Bundesregierung jetzt diese Strategie oder immer noch die
"Flatten-the-curve"-Strategie?

Wackers: Wir haben uns dazu schon mehrfach geäußert. Wir fahren auch
diesbezüglich mehrgleisig. Wir versuchen, das Infektionsgeschehen weiter zu
verlangsamen. Wir brauchen diese Zeit, um uns auf Spitzen in der Behandlung
vorzubereiten. Gleichzeitig sind wir schon dabei, Maßnahmen für
Risikogruppen zu treffen, sie zu identifizieren und Konzepte auszuarbeiten,
die man in Zukunft anwenden kann.

Zusatzfrage: Teilen Sie die Einschätzung, dass nur dann, wenn die Zahl
täglicher Neuinfektionen 100 nicht überschreitet, die Kontakte der
Neuinfizierten überprüft werden können?

Wackers: Zu den Werten kann ich Ihnen nichts sagen. Es wäre mir zu
unsicher, dazu jetzt einfach etwas rauszuhauen. Wir schauen uns immer das
Gesamtbild an.

Frage: Ich hätte ganz gerne gewusst, ob Ihnen eine aktuelle Zahl vorliegt,
was die Intensivbetten angeht, die zur Verfügung stehen.

Zweitens. Es gibt Berichte, dass die Krankenhäuser so erfolgreich Betten
leergeräumt haben, dass es sogar Anträge auf Kurzarbeit in Kliniken gibt.
Können Sie das bestätigen?

Wackers: Zu der letzten Frage liegen mir keine Informationen vor.

Was die Kapazitäten der Krankenhäuser angeht, gibt es die Zahlen der DKG,
die regelmäßig aktualisiert werden. Die Zahl der Intensivpflegebetten ist -
Stand gestern - auf 40 000 ausgebaut. Seit Beginn der Coronakrise haben wir
10 000 Beatmungsplätze mehr in Deutschland.

Zusatzfrage: Wenn es freie Kapazitäten gibt, wären Sie dann dafür, dass
mehr Patienten aus anderen EU-Ländern in Deutschland versorgt werden? Ich
glaube, die aktuelle Zahl liegt bei 123 Patienten. Man könnte sich ja
vorstellen, dass man die Zahl verdoppelt oder verdreifacht.

Wackers: Dazu kann ich Ihnen auch nichts sagen. Der Minister hat sich schon
einmal dazu geäußert und hat gesagt, dass ausbalanciert werden muss und
dass es ein wichtiges Zeichen der Solidarität ist, dass wir ausländische
Patienten in Deutschland versorgen. Da das nicht zentral organisiert wird -
zumindest nicht durch uns, sondern auf Bemühungen und Engagement der
Krankenhäuser zurückgeht -, kann ich hierzu auch nichts sagen.

Zusatzfrage: Ich möchte die Frage an Herrn Seibert und Frau Adebahr
weitergeben. Sollte man das zentral organisieren? Das Auswärtige Amt hatte
einmal eine Übersicht erstellt, in der alle Angebote der Bundesländer oder
der Städte zusammengestellt wurden. Sollten deutsche Kliniken mehr Plätze
für Patienten aus anderen EU-Ländern zur Verfügung stellen?

Adebahr: Ich will die Kapazitätsfrage als Sprecherin des Auswärtigen Amtes
nicht beantworten. Das kann ich einfach nicht einschätzen.

Zu der Frage, wie zentral oder dezentral so etwas organisiert ist:
Natürlich ist es ein Ziel der Bundesregierung, dass man sich möglichst gut
koordiniert und sich transparent miteinander austauscht, wo es Bedarf gibt,
wo es Angebote oder Plätze usw. gibt. Auf der anderen Seite ist es schön -
das zeigt ja auch unsere Vielfalt -, dass es einzelne Bundesländer,
einzelne Krankenhäuser gibt - das wird vielfach an unsere Botschaften im
Ausland herangetragen -, dass es einfach Menschen und Gruppen gibt, die
sagen: "Hey, wir wollen hier etwas organisieren." Dann versuchen wir zu
helfen und zu unterstützen. Das sind Aktionen aus der Mitte der
Gesellschaft heraus. Es ist ein schönes Zeichen der Solidarität zwischen
den Menschen, das man hier sieht. Man kann überall bestimmt noch besser
koordinieren und das Ganze noch besser organisieren. Das will die
Bundesregierung auch tun. Aber an sich ist es doch schon einmal gut, dass
es so etwas gibt.

StS Seibert: Das will ich unbedingt unterstreichen. Ich denke nicht, dass
das etwas ist, was eine Bundesregierung zentral sozusagen anordnen kann.
Die Krankenhäuser und auch die Gesundheitsbehörden in den Regionen wissen
am allerbesten, welche Kapazitäten sie frei haben, was sie leisten können.
Das verändert sich dynamisch. Das, was man jetzt kann, kann man vielleicht
nächste Woche nicht mehr. Deswegen ist es sinnvoll, dass so etwas genau so
abläuft, wie Frau Adebahr es gerade beschrieben hat.

Noch einmal: Es ist ein wirklich gutes Zeichen von menschlicher
Verbundenheit, von Verbundenheit der Völker miteinander, die es in Europa
über die Grenzen hinweg gibt, dass es immer wieder solche Übernahmen von
schwer betroffenen Patienten gibt. Fast jeden Tag werden Menschen in
deutsche Kliniken verlegt.

Frage: Wie viele ausländische Patienten wurden bisher mit MedEvac-Flügen
nach Deutschland gebracht?

Adebahr: Das BMVg ist heute nicht da.

StS Seibert: Das BMVg könnte das beantworten.

Zusatzfrage: Wie viele Soldaten sind bisher im Corona-Einsatz?

Vorsitzender Szent-Iványi: Vielleicht kann die Pressestelle das
nachliefern.

Frage: Ich habe jeweils eine Frage an BMI und BMG.

Meine erste Frage bezieht sich auf die Binnengrenzkontrollen. Erwarten Sie,
dass diese auch über Ostern hinaus aufrechterhalten werden? Wenn ja, wie
lange? Erwarten Sie mit Blick auf die EU-Außengrenzschließungen, dass der
Rahmen von 30 Tagen noch einmal verlängert wird?

Die Frage an das BMG: Könnten Anordnungen, die iranische Rückkehrer
betreffen, in naher Zukunft auch noch Rückkehrer aus anderen Ländern
betreffen?

Grünewälder: Die Binnengrenzkontrollen dienen ja dazu, die Infektionsketten
nach Deutschland zu unterbrechen. Ein Kriterium dabei ist, ob es sich bei
der Grenzsicherung um ein Risikogebiet handelt oder nicht. Aus Sicht des
BMI gibt es hier im Moment keinen Änderungsbedarf. Wir müssen schauen, dass
die Maßnahmen wirken. Das gilt auch für die europäischen Maßnahmen.

Zusatz: Die Frage war, ob Sie erwarten, dass über Ostern hinaus verlängert
wird.

Grünewälder: Aus meiner Sicht gibt es im Moment keine Änderungen. Ich kann
Ihnen nicht sagen, ob morgen eine andere Entscheidung getroffen wird. Es
ist so, dass die Maßnahmen der Bundesregierung - auch die Grenzkontrollen -
immer wieder neu bewertet werden und gesehen wird, ob die Erfordernisse
noch gegeben sind. Wie gesagt, die Grenzkontrollen dienen dazu, die
Infektionsketten zu unterbrechen. Das funktioniert nach unserer Auffassung
sehr gut. Es gibt im Moment keine Veranlassung, das zu ändern.

Frage: Herr Grünewälder, sehen Sie, was das Grenzregime an den Flughäfen
angeht, den Bedarf nachzusteuern? Bisher gibt es keine Quarantänepflicht.
Ist diesbezüglich perspektivisch eine Änderung geplant?

Grünewälder: Sie sind ein bisschen später gekommen. Das Thema haben wir
schon zu Beginn behandelt.

Zusatz: Danach haben Sie ja eine neue Info bekommen, die die Grundlage für
diese Frage war.

Grünewälder: Die Beurteilung, was die Situation für Einreisen nach
Deutschland und die Quarantäneanordnung betrifft, richtet sich nach dem
Infektionsschutzgesetz, das die Länder umsetzen. Dazu haben wir vorhin
schon die Antwort gegeben.

Zusatzfrage: Stand jetzt ist nicht beabsichtigt, dass das BMI oder das BMG
diesbezüglich etwas ändern oder gemeinschaftlich beschließen, dass man an
den Zuständigkeiten und der Verpflichtung etwas ändern soll?

Grünewälder: Wie gesagt, die Bundespolizei unterstützt gerne bei solchen
Maßnahmen. Zuständig sind die Gesundheitsämter vor Ort beziehungsweise die
Länder. An der Antwort von eben hat sich also nichts geändert.

Zusatz (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

Wackers: Ich kann Ihnen dazu nichts sagen. Wir bewerten das fortlaufend und
werden dann die Entscheidung treffen. Das ist der Stand dazu.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMG zu den Tests. Man will ja auch als
Bundesregierung lernen, wie das Ausmaß der Infektionen im Land ist. Dazu
braucht man repräsentative Tests. Aktuell werden nur Leute mit Symptomen
getestet. Wann sind diese Tests geplant?

Wackers: Dazu kann ich Ihnen nichts sagen. Vonseiten des BMG ist kein Test
geplant. Ich meine, dass das BMBF über das Helmholtz-Institut einen Test
vorbereitet. Dazu kann ich Ihnen aber nichts sagen.

Zusatzfrage: Sie planen nicht? Sie müssen ja herausfinden, wie hoch der
Infektionsgrad in der Bevölkerung ist. Es gibt viele Menschen, die keine
Symptome haben, sodass sie nicht getestet werden. Das BMG muss ein
Interesse daran haben, irgendwann diese Tests durchzuführen.

Wackers: Im Moment sind mir keine Planungen für Tests bekannt.

Frage: Ich habe Fragen an BMAS und BMF sowie an Herrn Seibert. Ist die
Bundesregierung bereit - arbeitet sie womöglich schon daran -, bei den
Regelungen zum Kurzarbeitergeld und den Garantien für Hilfskredite
nachzubessern?

Frage: Bis wann ist mit einer Entscheidung über die Nachbesserung beim
KfW-Kreditprogramm zu rechnen? Was ist konkret für den Mittelstand geplant?

Schneider: Der Minister hat sich in einem aktuellen Interview schon zu der
Frage geäußert. Ich nehme einmal an, der Herr Kollege fragt vor dem
Hintergrund des Stichworts Aufstockung des Kurzarbeitergeldes.

Der Minister hat bereits an die Arbeitgeber appelliert, eine Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes vorzunehmen, alldieweil hier auch die
Sozialversicherungsbeiträge zurückerstattet werden. Er hat auch betont,
dass das bereits sehr viele Unternehmen machen. Es gibt eine ganze Reihe
von tarifvertraglichen oder betrieblichen Vereinbarungen, die das vorsehen.
Das heißt, eine entsprechende Aufstockung findet schon statt.

Es gibt aber auch Branchen, in denen das schwierig ist. Er hat betont, dass
er sowohl mit den Arbeitgebern als auch mit den Arbeitnehmervertretungen
hierzu im Gespräch ist und dass geprüft wird, inwieweit eine Anhebung
erfolgen kann.

Frage: Es gibt Berichte, dass eine Anhebung auf 80 bis 87 Prozent für
Kleinere Einkommen im Gespräch ist. Können Sie diese Zahlen bestätigen?

Schneider: Ich kann momentan - Stand jetzt - nur bestätigen, dass es dazu
Gespräche gibt. Es ist darüber noch keine Entscheidung gefallen. Insoweit
kann ich auch nicht bestätigen, was dazu an Zahlen im Gespräch ist.

Zusatzfrage: Aber sind das die Zahlen, die Ihrem Minister in diesen
Gesprächen vorschweben?

Schneider: Wie gesagt, die Gespräche dazu laufen. Ich werde jetzt nicht zu
einzelnen Zahlen Stellung nehmen.

Kolberg: Genau das Gleiche kann ich auch sagen. Zu dem Hilfspaket
insgesamt: Wir haben umfangreiche Hilfen auf den Weg gebracht - das größte
Hilfspaket in der Geschichte -, um Arbeitsplätze und Unternehmen zu
schützen. Hier sind wir natürlich jederzeit weiter dran und prüfen und
beobachten ganz genau, wo weitere Hilfe notwendig ist. Sobald es dazu
Entscheidungen gibt, werden wir über diese hier natürlich auch berichten.

Frage: Aus der Logistikbranche gab es jetzt schon Rückmeldungen der Form,
dass diese Hilfen nur sehr schleppend ausgezahlt werden könnten und dass
die Hausbanken zum Beispiel zusätzliche Sicherheiten verlangten.

Ist Ihnen das bekannt, und wie kann das geändert werden?

Kolberg: Der Minister hat gestern auch zu diesem Thema gesprochen und
gesagt, dass eine Vielzahl von Anträgen bereits bewilligt worden seien und
dass viel Hilfe schon angekommen sei. Wir sehen das im Moment auch selbst
in einer Welle von Dankbarkeit, die sich gerade der Bundesregierung
gegenüber zeigt. Wir erhalten Briefe und Mails von Bürgern und
Unternehmern, die sagen, das Hilfe sehr schnell angekommen sei.

Natürlich kann es dabei in einzelnen Fällen auch Schwierigkeiten geben. Da
sind wir dran. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau berichtet jetzt jeden Tag
darüber, wie viele Kredite bereits bewilligt wurden. Man ist dort also
daran, dass schnell und unbürokratisch Hilfe geleistet wird. Der Minister
hat gestern auch noch einmal darauf hingewiesen, dass sich die Banken einen
Ruck geben und auch Ihren Beitrag dazu leisten sollten, dass schnell Hilfe
geleistet werde. Der Bund übernimmt einen Großteil des Risikos bei diesen
Krediten, um schnell Hilfe zu leisten. Das funktioniert in vielen Fällen
sehr gut.

Zusatzfrage: Was heißt "schnell"? Wie lange dauert es, bis die Hilfe
ankommt?

Eichler: Ich kann alles unterstützen, was Herr Kolberg gesagt hat. Um zu
illustrieren, dass die Programme sehr erfolgreich anlaufen, vielleicht ein
paar Zahlen: Die KfW hat über 3000 Anträge mit einem Volumen in Höhe von
fast elf Milliarden Euro erhalten. Fast eine Milliarde Euro ist schon
bewilligt worden. Seit Montag, den 23. März, ist das KfW-Sonderprogramm am
Start. Das sind, finde ich, ganz gute Zahlen.

Ich möchte auch noch darauf hinweisen, dass wir gestern eine weitere
beihilferechtliche Genehmigung der Kommission bekommen haben, mit der die
günstigen Förderbedingungen, die wir im KfW-Sonderprogramm haben, nun auch
von Landesförderinstituten angeboten werden können.

Ich denke auch, dass es nicht so schlecht läuft. Es kann sicherlich noch
besser werden, aber erste Erfolge sind da.

Zusatzfrage: Wie lange dauert es ab dem Antrag, bis eine Finanzhilfe
fließt?

Eichler: Das kann ich Ihnen jetzt nicht sagen. Ich weiß nicht, wie groß der
Zeitraum von der Bewilligung bis zum tatsächlichen Fließen der Mittel ist.
Dazu müssten Sie vielleicht einmal bei der KfW nachfragen.

Frage: An das BMWi oder das BMF: Können Sie bestätigen, dass es Gespräche
mit der Lufthansa über eine staatliche Beteiligung gibt?

Kolberg: Wie immer nehmen wir zu Einzelfällen hier keine Stellung. Wenn es
irgendetwas zu verkünden gibt, werden wir hier natürlich berichten.

Zusatzfrage: Gibt es Bedingungen für diese Konzerne, wenn sie staatliche
Hilfe haben wollen?

Kolberg: Wir haben den WSF aufgelegt und auch ein Gesetz dafür gemacht. In
diesem Gesetz werden verschiedene Bedingungen genannt, was unter anderem
auch die Dividendenzahlungen usw. angeht. Je nachdem, welche Hilfe
beantragt wird - es gibt unterschiedliche Formen -, werden die Gespräche
mit Unternehmen, die Hilfe brauchen, geführt, um diese Voraussetzungen zu
erfüllen.

Frage: Sie sagten, der Minister habe gesagt, die Banken und Sparkassen
sollten sich einen Ruck geben, was die Kredite betreffe. Das hat gewisse
Irritationen in der Kreditbranche ausgelöst, weil Banken und Sparkassen
Kredite ja nicht freihändig vergeben, sondern vor allem nach den
Vorschriften, die die Bankenaufsicht vorgibt.

War der Ruck, von dem der Minister gesprochen hat, sozusagen eine
Aufforderung, sich über die aufsichtsrechtlichen Vorschriften für die
Kreditvergabe hinwegzusetzen, oder gibt es im Ministerium Überlegungen
dazu, wie man diese Vorschriften lockern könnte - der Minister ist über die
Finanzaufsicht BaFin ja sozusagen auch der Herr -, oder gibt es weitere
Überlegungen, dass der Selbstbehalt in den Krediten - je nach
Unternehmensgröße 10 Prozent oder 20 Prozent -, der ja einen guten Grund
hat, damit nämlich die Banken und Sparkassen ordentlich prüfen, wohin der
Kredit vergeben wird, weiter gelockert wird?

Kolberg: Ich habe ja eben gesagt, dass wir ganz genau beobachten, wie die
Programme angenommen werden und wo möglicherweise noch Nachsteuerungsbedarf
besteht. Wenn es Neuerungen und Anpassungen gibt, werden wir sie natürlich
vorstellen.

Der Minister hat in seinen Auftritten immer wieder betont, dass die
Bundesregierung einen hohen und erheblichen Teil des Risikos übernimmt.
Deswegen hat er gesagt: Wenn wir diesen hohen Teil des Risikos übernehmen,
dann wünschen wir uns auch, dass die Banken daran mitwirken, dass schnell
und unbürokratisch Hilfe geleistet werden kann. - Das hat er zum Ausdruck
gebracht.

Frage: Stimmen die Berichte, dass Herr Scholz mindestens 200 Milliarden
Euro für europäische Programme für nötig hält, die sich so zusammensetzen:
100 Milliarden Euro für ESM-Kredite, 50 Milliarden Euro für die
Investitionsbank und 50 Milliarden bis 100 Milliarden Euro für eine
europäische Arbeitslosenrückversicherung?

Wäre die Bundesregierung oder das Finanzministerium bereit, das Kapital des
ESM aufzustocken? Das würde für Deutschland einen Betrag von etwa 22
Milliarden Euro bedeuten.

Kolberg: Der Minister hat im Interview gestern noch einmal ausführlich zu
dieser Frage Stellung genommen. Ihm ist wichtig, dass es eine solidarische
und starke Antwort auf europäischer Ebene gibt, um Arbeitsplätze und
Unternehmen zu schützen, damit wir gemeinsam gut durch diese Krise kommen.

Er hat in dem Interview auch noch einmal darauf hingewiesen, dass es starke
und verfügbare Instrumente gibt, um schnell und effektiv Hilfe an
diejenigen europäischen Staaten zu bringen, die sie jetzt besonders
dringend brauchen. Wir sind jetzt zusammen mit den Finanzministern der
Eurogruppe in der Vorbereitung, um den Staats- und Regierungschefs einen
Vorschlag zu machen, wie man die Maßnahmen, die ohnehin schon ergriffen
wurden, jetzt noch weiter stärkt. Er hat darauf hingewiesen, dass die
Europäische Investitionsbank mit Kreditvergaben eine wichtige Rolle dabei
spielen kann, dass der ESM mit der vorsorglichen Kreditlinie zur Verfügung
steht, und dass die Kommission einen Vorschlag für einen Fonds zur
Unterstützung von Kurzarbeitergeld gemacht hat, den wir grundsätzlich
begrüßen. Die Gespräche dazu laufen jetzt.

Ganz viele Maßnahmen sind also auf dem Weg. Die Kommissionspräsidentin hat
betont, dass derzeit Maßnahmen in Höhe von 2,7 Billionen Euro im Gespräch
oder bereits umgesetzt sind, und gesagt, das sei die größte Reaktion der EU
in der Geschichte auf eine Krise.

Man sieht also: Eine solidarische Antwort Europas ist schon gegeben worden
und ist weiterhin auf dem Weg. Die Finanzminister arbeiten mit Hochdruck an
weiteren Vorschlägen. Sobald diese vorliegen, werden wir sie hier
vorstellen. Am Dienstag treffen sich die Finanzminister. Dann wird auch der
Minister ausführlich Stellung zu den Ergebnissen nehmen, die dabei
gemeinsam in Solidarität gefunden wurden.

Zusatzfrage: Darf ich die Frage noch einmal wiederholen? Ich hatte konkret
gefragt, ob die Zahl von über 200 Milliarden Euro, die nach Meinung des
Ministers nötig sein sollen, stimmt und ob das Finanzministerium für eine
Kapitalaufstockung des ESM ist.

Kolberg: Der Minister hat sich gestern ausführlich zu seinen Vorschlägen
geäußert. Jetzt sind wir in den Gesprächen mit unseren europäischen
Partnern. Sobald es weitere Details über das, was der Minister gestern
ohnehin schon gesagt hat, hinaus gibt, werden wir uns hier ausführlich dazu
äußern.

Frage: Wie schätzt die Bundesregierung die Chancen dafür ein, dass man
kommende Woche tatsächlich zu einer Einigung kommt, auch angesichts des
doch immer noch anhaltenden Widerstandes auch aus Italien?

Kolberg: Wir sind in guten Gesprächen mit unseren italienischen Partnern,
um in der Gruppe der Finanzminister den Staats- und Regierungschefs eine
gute Lösung vorzulegen, wie wir uns gemeinsam gegen die Krise stemmen
können. Die Gespräche laufen. Jetzt sind noch weitere Punkte zu klären. Wir
haben einen guten Vorschlag gemacht, und andere haben ihre Vorschläge
eingebracht. Darüber werden wir uns jetzt konstruktiv austauschen.

Frage: Herr Seibert, gibt es in der Bundesregierung schon Gespräche über
eine Exitstrategie? Wie kommt man aus dieser Krise wieder heraus? Wie kann
man die Wirtschaft wieder anfahren? Was genau muss dazu eigentlich
passieren?

StS Seibert: Wir haben erst am Mittwoch eine Telefonkonferenz der
Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidenten gehabt. Das wesentliche
Ergebnis dieser Telefonkonferenz ist ja, dass es absolut notwendig ist, die
beschlossenen einschränkenden Maßnahmen - Kontaktbeschränkungen,
Herunterfahren des öffentlichen Lebens - unvermindert fortzusetzen und
durchzuhalten. Sie werden jetzt in allen Bundesländern bis einschließlich
des 19. Aprils verlängert. Es gibt die Einigung, dass man sich nach Ostern
wieder zusammenschließt, um ein weiteres bundeseinheitliches Vorgehen zu
beraten.

Aber die wichtige Botschaft jetzt ist: Wir sind nicht in einer Phase dieser
Pandemie, in der wir den Menschen sagen können - das würden wir ihnen
natürlich gern sagen -: Jetzt können die Maßnahmen gelockert werden. - Es
ist ganz wichtig, gerade auch über die Ostertage, dass wir alle zusammen
diese Einschränkungen weiter durchhalten und dass wir uns an die Regeln
halten.

Wenn ich das sage, heißt das natürlich nicht, dass die Bundesregierung und
jedes Ressort für sich nicht auch über spätere Schritte und Phasen, die
noch kommen werden, nachdenken. Das muss man gedanklich vorbereiten, aber
jetzt zählt diese Botschaft.

Zusatzfrage: Aber mich interessieren ja genau die Gedanken, die dann
anschließen. Natürlich zielte die Frage nicht darauf ab, dass jetzt alles
gelockert werden soll, sondern es ging darum, welche Überlegungen Sie dazu
anstellen, wie es nach Ostern oder dann im April oder Mai weitergehen kann.

StS Seibert: Dazu werde ich Ihnen jetzt keine Einzelheiten nennen, weil
wichtig jetzt erst einmal die Botschaft ist, die ich gerade beschrieben
habe, die Botschaft des Durchhaltens und des weiterhin eingeschränkten
Agierens innerhalb der Regeln. Wenn es dann die weitere Besprechung nach
Ostern mit den Bundesländern gibt, dann wird man die Lage beurteilen.

Frage: Herr Seibert, wie passt das zu der Aussage, die Herr Geisel heute
Morgen für Berlin getroffen hat? Er hat angekündigt, dass mindestens die
Abstandsregeln möglicherweise bis zum Jahresende weiterhin in Kraft bleiben
sollen. Wie sieht es mit dem angestrebten einheitlichen Vorgehen der Länder
aus? Muss darüber noch einmal geredet werden?

StS Seibert: Ich denke, dass der Bund und die Länder am Mittwoch ein sehr
abgestimmtes, klares und gemeinsames Bild abgegeben und eine sehr klare
gemeinschaftliche Botschaft an die Bürger gesandt haben. Das hat sich in
der Pressekonferenz niedergeschlagen, die die Kanzlerin mit Herrn Söder und
Herrn Tschentscher gegeben hat, und das hat sich auch in den
Presseäußerungen vieler Ministerpräsidenten und Ministerpräsidentinnen am
Mittwochabend niedergeschlagen. Das ist das, was zählt.

Wir haben jetzt erst einmal alle Maßnahmen bis einschließlich des 19.
Aprils verlängert. Wir haben einen Termin, an dem wir zwischen Bund und
Ländern gemeinsam über die Entwicklung des Infektionsgeschehens und daraus
zu ziehende Schlüsse beraten wollen. Darüber hinaus kann ich hier keine
Aussagen machen, schon gar nicht Aussagen bis zum Jahresende.

Frage: Herr Kolberg, gegebenenfalls Herr Seibert, Eurobonds aufzulegen
dauert jetzt ja zu lange. Aber gibt es innerhalb der Bundesregierung Pläne,
die Eurobonds nach der Krise anzugehen, um die dann durch die
Krisenbewältigung belasteten Staatshaushalte in den anderen Staaten vor
Spekulanten zu schützen?

Kolberg: Wie ich hier gesagt habe: Für uns ist wichtig, dass es jetzt eine
schnelle, solidarische und starke Antwort in Europa auf die Krise gibt.
Daran arbeiten wir jetzt, das steht jetzt für uns im Vordergrund.

Zusatzfrage: Das wissen wir alle, das haben wir jetzt schon öfter gehört.
Aber es geht ja darum, dass es andere europäische Staaten gibt, die gerade
blockieren können und auch tatsächlich blockieren. Es würde ja helfen, zum
Beispiel Italien zu sagen: Okay, wir gehen das danach an, damit die
Blockade aufhört.

Kolberg: Wir arbeiten an einer solidarischen Antwort und sind
zuversichtlich, dass die bald kommt. Das ist der Stand, den ich Ihnen im
Moment mitteilen kann.

Frage: Wird schon an einer Nachfolgeregelung für die Saisonarbeiter
gearbeitet?

Grünewälder: Ich kann dazu gerne kurz Stellung nehmen. BMEL und BMI, also
die Minister Seehofer und Klöckner, haben gestern ein Konzeptpapier
vorgestellt, das beschreibt, wie es unter strengen Auflagen möglich ist,
eine gewisse Anzahl von Saisonarbeitern nach Deutschland zu bringen, die
hier dann arbeiten können. Ich weiß nicht, ob die Frage darauf anspielt.
Das wurde gestern jedenfalls dem Kabinett vorgestellt und wird nun in
Zusammenarbeit mit dem Bauernverband und der Bundespolizei umgesetzt.
Nähere Einzelheiten kann vielleicht das BMEL noch ergänzen.

Lenz: Es wäre gut, wenn die Frage noch ein bisschen präzisiert werden
könnte, aber ansonsten kann ich mich dem Kollegen vom BMI natürlich
anschließen und sagen, dass Frau Klöckner und Herr Seehofer gestern im
Kabinett ein Konzept vorgestellt haben, wie man eben genau diese beiden
Punkte, über die wir auch am Mittwoch hier an dieser Stelle schon
gesprochen hatten, zusammenbringen kann: auf der einen Seite die
Erntesicherung und auf der anderen Seite eben die sehr strengen Vorgaben
des Infektions- und Gesundheitsschutzes. Das ist mit dem Konzept, das
vorgelegt wurde, gelungen.

Zusatzfrage: Es geht um die weiteren Monate bis Oktober. Ist da schon
irgendetwas in Planung?

Lenz: Im Moment geht es in dem Konzept erst einmal um die Monate April und
Mai, und dann müssen wir schauen, wie die Lage ist, müssen das zum nächsten
Zeitpunkt bewerten und dann weitersehen. Im Moment geht es aber erst einmal
um die Monate April und Mai.

Frage: In der Diskussion um die Erntearbeiter hat sich ja herausgestellt,
dass es einen beträchtlichen Anteil von Leuten gibt, die ohne Papiere, also
als illegale Ausländer, bei uns arbeiten. Jetzt gibt es verstärkte Sorgen,
dass dort irgendeine Infektion ausbrechen könnte und ausgerechnet diese
Leute ohne Papier aus Angst nicht zu den Behörden beziehungsweise zu den
Ärzten gehen. Hat die Bundesregierung das Problem im Griff? Gibt es
irgendwelche Pläne, diese Problematik anzugehen?

Lenz: Ich kann jetzt nur über das Konzept sprechen, das vorgelegt wurde,
und da geht es, wie gesagt, um den Infektions- und Gesundheitsschutz und
die Vorgaben, die da gelten. Da ist natürlich völlig klar, dass diese
Personen legal einreisen, dass bestimmte Bedingungen gelten und dass es bei
der Einreise einen Gesundheitscheck gibt. Über diejenigen ohne Papiere kann
ich hier jetzt für das Landwirtschaftsministerium keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Gibt es jemanden, der mir da helfen könnte?

(Die Frage wurde nicht beantwortet.)

Frage: In den letzten zehn Tagen wurde publik, dass ein Big-Data-Anbieter
namens Palantir Angebote an europäische Regierungen unterbreitet hat. In
Großbritannien kooperiert man bereits mit Palantir, ebenso wohl in
Griechenland. Die österreichische Bundesregierung hat ein entsprechendes
Angebot bestätigt.

Plant die Bundesregierung, Palantir hier zur Bewältigung der Krise mit
einzusetzen? Gibt es dazu bereits Gespräche? Können Sie ein entsprechendes
Angebot bestätigen? Wenn nein, wie sehen die Big-Data-Lösungen aus, die
jetzt in der Krise durchaus helfen könnten? Mit welchen Anbietern möchte
die Bundesregierung da gegebenenfalls kooperieren?

StS Seibert: Ich habe zu dieser konkreten Frage und dem konkreten
Unternehmen, nach dem Sie fragen, hier jetzt keinerlei Informationen. Wenn
da etwas nachzureichen wäre, würde ich das tun.

Vorsitzender Szent-Iványi: Hat das BMG dazu Informationen?

Zusatz: Wir könnten auch das BMI fragen, weil es ja bereits
Regierungskooperationen beziehungsweise Projekte zumindest auf Länderebene
mit Palantir gibt.

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann tun wir das.

Wackers: Sorry, ich habe dazu auch keine Informationen. Ich würde da
gegebenenfalls auch etwas nachreichen, ich habe mir das aufgeschrieben.

Zusatz: Das ist jetzt die dritte Nachfrage - - -

Vorsitzender Szent-Iványi: Wir wollten das BMI noch einmal fragen.

Grünewälder: Ich kann Ihnen dazu sagen, dass es keine Pläne gibt, mit der
genannten Firma zusammenzuarbeiten.

Zusatzfrage: Warum gibt es aus Ihrer Sicht keine Pläne?

Grünewälder: Es gibt keine Pläne, mit der Firma zusammenzuarbeiten.
Ansonsten wissen Sie, dass wir, was die Software gerade von
Sicherheitsbehörden angeht, keine Ausführungen machen. Ich kann Ihnen aber
jedenfalls sagen, dass es in den letzten sechs Monaten keine Kontakte mit
dieser Firma gegeben hat und dass hier keine Planungen für eine
Zusammenarbeit oder für die Nutzung von Produkten dieser Firma bestehen.

Zusatzfrage: Und ein Angebot liegt auch nicht vor?

Grünewälder: Ich habe Ihnen das ausreichend beantwortet.

Frage: Direkt daran anschließend an das Justizministerium und das
Gesundheitsministerium: Google hat heute Mobilitätsdaten von Deutschen in
der Coronakrise veröffentlicht und bietet den Gesundheitsbehörden an, dass
sie auch noch weitere Daten im Kampf gegen die Ausbreitung des Coronavirus
bereitstellen könnten. Ist das ein Angebot, das Sie annehmen? Gibt es da
Bedenken seitens des Justizministeriums?

Wackers: Ich denke, wenn ein Angebot besteht, dann werden wir das zusammen
mit dem RKI auch prüfen und dann eine Entscheidung treffen. Ich kann diese
Entscheidung aber nicht vorwegnehmen.

Leber: Ich kann dazu ergänzen: Frau Ministerin Lamprecht hat sich ganz
allgemein zu der Datenerhebung beispielsweise im Zusammenhang mit Apps
geäußert und gesagt, dass die Daten nur anonymisiert und zeitlich befristet
gespeichert werden sollten und dass die Bildung von Bewegungsprofilen
ausgeschlossen sein sollte.

Zusatzfrage: Hat man sich schon konkret mit dem Angebot von Google
beschäftigt?

Leber: Dazu kann ich nichts berichten.

Frage: Sie sind sich aber bewusst, dass es durch die Arbeitsweisen im
Komplex Big Data quasi nicht möglich ist, individuelle Daten zu schützen,
weil gegebenenfalls durch die große Menge an vorliegenden Daten auch
Rückschlüsse auf Menschen gezogen werden können, die die Datenweitergabe
quasi verweigern? Wenn dann auch Gesundheitsdaten wie zum Beispiel die
Informationen über Infektionen an Google oder welchen Big-Data-Anbieter
auch immer gegeben werden, sind ja auch Verknüpfungen mit
Social-Media-Profilen und mit anderen Spuren, die man im Netz hinterlässt,
möglich, so sehr man vielleicht auch versucht, sich privat zu schützen.

Leber: Was diese Fragen angeht, würde ich an die federführenden Ressorts
verweisen. Im Übrigen steht das Zitat der Ministerin für sich.

Zusatzfrage: Welches Ressort hat da die Federführung?

Leber: Das betrifft ja auch Fragen des Infektionsschutzgesetzes,
dementsprechend das BMG, und für datenschutzrechtliche Fragen das BMI.

Frage: Herr Seibert, die Bundesregierung hat ja auch einen Hackathon
gemacht. Ist da in Sachen App und Open Source nichts herausgekommen?

StS Seibert: Doch, das war sogar ein sehr erfolgreicher Hackathon. Ich will
Ihnen gerne einmal die Informationen dazu suchen; -

Frage: Die kenne ich ja.

StS Seibert: -- dazu hat sich ja der Chef des Kanzleramtes ausführlich
geäußert, und das ist, glaube ich, auch hier in der Bundespressekonferenz
noch einmal erwähnt worden.

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann müssen wir das ja nicht noch einmal so
ausführlich machen, oder?

StS Seibert: Ja, dann hätten wir auch nicht noch einmal fragen müssen.

Zusatzfrage: Ich habe konkret zur App gefragt. Gibt es da jetzt - - -

StS Seibert: Es wurden rund 1500 Projekte aus den fast 3000
Herausforderungen, den Challenges, die da im Zusammenhang mit der
Coronakrise gestellt waren, bearbeitet. Ich könnte Ihnen einzelne Punkte
dazu nennen. Wir werden diese einzelnen Projekte jedenfalls weiter
unterstützen. Andere Länder führen nach diesem sehr erfolgreichen deutschen
Beispiel jetzt im Übrigen auch solche #WirVsVirus-Hackathons durch.
Deutschland hat da, glaube ich, einen guten Anfang gemacht. Wenn Sie
interessiert sind, können wir Ihnen den neuesten Stand gerne noch einmal
nachreichen. Das ist hier aber, wie gesagt, ziemlich ausführlich besprochen
worden, weil es wirklich eine der größten erfolgreichen digitalen
Gemeinschaftsaktionen gegen das Coronavirus und seine Auswirkungen war.

Frage: Zum Stichwort Ungarn: Martin Schulz fordert den Stopp aller
EU-Gelder an Ungarn. Welche Reaktion hält die Bundesregierung für richtig?

StS Seibert: Deutschland gehört ja zu den 13 europäischen Mitgliedstaaten,
die eine Stellungnahme unterschrieben und abgegeben haben. Das ist, glaube
ich, ein wichtiges Zeichen, dass da gesetzt worden ist. Ich kenne jetzt
nicht die konkrete Forderung von Herrn Schulz, deswegen müsste ich mir das
erst noch einmal anschauen. Ganz klar ist aber unsere Haltung, dass auch
und gerade in Zeiten der Krise die Stunde des Rechtsstaats schlägt und dass
wir auch mit allen krisenbewältigenden Maßnahmen, allen Maßnahmen, die
natürlich die einzelnen Mitgliedstaaten ergreifen müssen, um sich dieser
gigantischen Herausforderung zu stellen, doch innerhalb der europäischen
Grundsätze und Werte bleiben müssen, das heißt, Achtung der Menschenwürde,
Freiheit, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und auch Presse- und
Meinungsfreiheit. Das ist im Wesentlichen der Inhalt des Schreibens der 13
europäischen Mitgliedstaaten, veröffentlicht durch das niederländische
Außenministerium, dem wir auch zustimmen.

Adebahr: Ich kann vielleicht noch ergänzen, dass sich bei diesem Statement
über Nacht noch Entwicklungen ergeben haben: Es sind jetzt 18
Mitgliedstaaten, die das gezeichnet haben - ganz klassische
Gründungsmitgliedstaaten, aber auch Mitgliedstaaten, die erst jüngst - etwa
aus dem Baltikum - oder in der jüngeren Geschichte der EU beigetreten sind.
Ungarn hat sich heute Nacht auch entschieden, diesem Statement selbst
beizutreten. Insofern ist das jetzt eine große Gruppe von 18 Staaten. Das
führt uns zu der Annahme, dass sich auch in der EU eine große Gruppe von
Staaten damit einverstanden erklärt, dass man sich gemeinsam über die
Achtung der Grundrechte und der Rechtsstaatlichkeit unterhält und dieses
Thema auf der Tagesordnung bleibt.

Frage: An Herrn Seibert und Frau Adebahr: Würden Sie denn sagen oder
bestätigen, dass mit dieser Erklärung Ungarn und Polen gemeint waren, also
dass mit der Aufforderung, sich an die Rechtsstaatlichkeit zu halten, genau
diese beiden Länder gemeint waren?

Adebahr: Na ja, das richtet sich ja an uns alle, und zwar immer wieder. Ich
glaube, die Medieninterpretation erfolgt auch nicht immer ganz zu Unrecht.

Frage: Herr Seibert, gab es in den letzten Tagen Kontakte zwischen Frau
Merkel und Herrn Orbán? Wenn nein, wieso nicht?

StS Seibert: Ich habe da keine Informationen für Sie, kann Ihnen über
solche Kontakte jetzt also nicht berichten. Ich bin mir sicher, dass
zumindest beim nächsten Europäischen Rat, der wieder in Form einer
Videokonferenz durchgeführt wird, beide anwesend sein werden.

Zusatzfrage: Aber jetzt wird die Demokratie in Ungarn abgeschafft. Ist das
für die Kanzlerin nicht Anlass, sich mit Herrn Orbán zu verständigen?

StS Seibert: Das war ja Anlass für sehr klare Äußerungen hier in der
Bundespressekonferenz vorgestern durch Frau Demmer, und das war Anlass für
die Bundesregierung in Gestalt des Auswärtigen Amtes, dieser wichtigen
Erklärung beizutreten.

Freitag, 3. April 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 3. April 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-03-april-2020-1739280
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LATEINAMERIKA/1962: "Frage von Leben und Tod" - Schutz indigener Gebiete gefordert (Survival International)

"Survival International" - Deutsche Sektion - 3. April 2020

"Frage von Leben und Tod": Survival International fordert Schutz
indigener Gebiete



Der Schutz von indigenen Gebieten rund um den Globus ist entscheidend, um
zu verhindern, dass Tausende von Indigenen am Coronavirus sterben, sagte
Survival International heute.

Obwohl die ganze Welt inzwischen versteht, wie gefährlich neue Krankheiten
sein können, ermutigt Brasiliens Präsident Bolsonaro fundamentalistische
Missionare, Kontakt zu unkontaktierten Amazonasvölkern aufzunehmen, die
keine Abwehrkräfte gegen neu eingeführte Krankheiten haben.

Er hat einen evangelikalen Missionar ernannt, der die Abteilung für
unkontaktierte Völker leiten soll, und die New Tribes Mission (auch
Ethnos360) - eine der größten fundamentalistischen Missionsorganisationen -
will unkontaktierte Völker im Javari-Tal ins Visier nehmen. Nirgendwo sonst
leben mehr unkontaktierte Völker.

Darüber hinaus erleben viele indigene Völker in Brasilien, wie die
Yanomami, die Kawahiva, die Uru Eu Wau Wau, die Munduruku und die Awá, wie
ihre Territorien von Goldgräbern, Viehzüchtern und Holzfällern zerstört
werden. Alle Gebiete sind auch die Heimat unkontaktierter Gemeinden, die zu
den bedrohtesten Gesellschaften der Welt gehören und extrem anfällig für
eingeschleppte Krankheiten sind.

Die indigene Anführerin Celia Xakriaba (Brasilien) sagte: "Wir sind
besonders besorgt über die unkontaktierten Völker, denn das Coronavirus
könnte die Ausrottung dieser Völker bedeuten. Wir sind uns bewusst, dass
die Pandemie eine Krise für die gesamte Menschheit ist. Aber wir wissen,
dass die Brasilianer nicht vollständig ausgerottet werden. Für uns indigene
Völker besteht jedoch eine reale Gefahr der Ausrottung."

Sarah Shenker, Campaignerin für unkontaktierte Völker bei Survival, sagte
heute: "Wenn ihre Gebiet tatsächlich geschützt werden, sollten
unkontaktierte Völker relativ sicher vor der Corona-Pandemie sein. Aber
viele ihrer Territorien werden für Abholzung, Bergbau und Landwirtschaft
überfallen und geraubt, mit der Unterstützung von Präsident Bolsonaro, der
den indigenen Völkern Brasiliens faktisch den Krieg erklärt hat. Wo
Eindringlinge anwesend sind, könnte das Coronavirus ganze Völker
auslöschen. Es ist eine Frage von Leben und Tod."

Shenker sagte weiter: "Neben den unkontaktierten Völker ist die Pandemie
für viele andere indigene Völker besonders besorgniserregend. Ihre
gemeinschaftliche Lebensweise könnte die Ausbreitung innerhalb der
Gemeinden begünstigen und in einigen Fällen besteht auch eine große
Entfernung zu Krankenhäusern (auf die sie in der Regel nur zur Behandlung
von eingeschleppten Krankheiten angewiesen sind). Präsident Bolsonaro hat
auch den indigenen Gesundheitsdienst, der in den kommenden Monaten eine
wichtige Rolle spielen wird, zusammengestrichen. Dies muss dringend
rückgängig gemacht werden, und denjenigen indigenen Völkern, die ihn
benötigen, muss ein vollständiger Dienst zur Verfügung gestellt werden."

Viele indigene Gemeinschaften auf der ganzen Welt stellen sich entweder
selbst in ihren Wäldern unter Quarantäne (wie die Orang Rimba in Indonesien
und Adivasi-Dörfer in Indien) oder schließen ihre Gebiete während der
Pandemie für Außenstehende, da sich die Regierungen als unfähig oder nicht
willens erwiesen haben, ihre Gebiete vor Übergriffen zu schützen.

Inzwischen sind zwei Coronafälle unter Indigenen in Brasilien bestätigt,
einer davon ist verstorben.


Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker.
Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen
und ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2020
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FRAUEN/837: El Salvador - Informelle Arbeiterinnen können trotz COVID-19 nicht zuhause bleiben (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

El Salvador

Informelle Arbeiterinnen können trotz COVID-19 nicht zuhause bleiben

von Krissia Girón



"Wir im informellen Handel müssen weiterarbeiten, um unsere Kosten zu
decken. Keiner würde uns weiterbezahlen, wenn wir in Quarantäne gehen
würden."

(San Salvador, 20, März 2020, ARPAS).- Arbeiterinnen des informellen
Sektors sind mit ihren Familien am stärksten von der aktuellen Situation
betroffen: "Wir Frauen müssen das Geld nach Hause bringen. Wir sind es, die
arbeiten müssen. Und wenn wir uns außerdem noch um die Kinder kümmern
müssen, ist die Situation noch schwieriger", erklärt Maura Ramírez besorgt,
während sie das Gemüse wäscht, um es anschließend in der Pfanne zu braten.
Maura verkauft Essen in der 4. Straße West, im historischen Stadtkern von
San Salvador. Anfangs versuchte sie es mit Obst und Gemüse, doch inzwischen
bietet sie Mittagsgerichte an, denn "das ist es, was die Leute am meisten
nachfragen".

Sinkende Einnahmen, steigendes Infektionsrisiko

Während des Ausnahmezustandes, in dem sich das Land aufgrund des
Coronavirus COVID-19 befindet, ist der Umsatz zurückgegangen, was ihr große
Sorgen bereitet. "Das Geschäft läuft schlecht, denn alle sind in
Quarantäne. Die Menschen, die in Unternehmen tätig sind oder für die
Regierung arbeiten, bekommen weiterhin ihr Gehalt. Aber wir im informellen
Handel müssen weiterarbeiten, um unsere Kosten decken zu können. Keiner
wird uns weiterbezahlen oder unsere Schulden erlassen, wenn wir uns in
Quarantäne begeben", schildert sie ihre Situation. So ist Maura gezwungen,
weiterhin Mittagsgerichte zu verkaufen, auch wenn die Regierung angeordnet
hat, zuhause zu bleiben. Dennoch bemüht sie sich, die Hygienevorschriften
zu befolgen, um die Ansteckungsgefahr mit dem Virus COVID-19 zu verringern.
"Wir haben 90-prozentigen Alkohol, Atemschutzmasken sowie Handschuhe für
mich und die Kinder. Die Handschuhe ziehe ich nur aus, wenn ich das Gemüse
vorbereite", erklärt sie. Hinter Maura wäscht ein zehnjähriges Mädchen
Teller und schält Gemüse. Seit sie aufgrund des Ausnahmezustands nicht mehr
zur Schule gehen kann, hilft sie ihrer Mutter jeden Tag bei der Arbeit.
"Ich kann sie nicht mehr zuhause lassen, weil sie ein schon ein großes
Mädchen ist. Aber hier bei mir ist sie beschützt", erklärt Maura.

Informelle Arbeiter*innen von Hilfeleistungen ausgenommen

Laut der Generaldirektion für Statistik und Volkszählung (DIGESTYC)
arbeiten 44,6% der Frauen so wie Maura als Verkäuferinnen auf dem Markt und
im Einzelhandel. Die Frauen sind in einem Sektor tätig, der
arbeitsrechtlich kaum reguliert ist und daher auch nicht von
Sozialleistungen abgedeckt wird. Oft sind die Arbeiterinnen hoch
verschuldet, was wiederum ihr Geschäft belastet. Die Arbeiterinnen des
informellen Sektors sind mit ihren Familien am stärksten von der aktuellen
Situation betroffen. Am 19. März hatte die Regierung angekündigt, vor dem
Hintergrund des Notstandes durch COVID-19 wirtschaftliche Hilfeleistungen
bereitzustellen. So heißt es, die Maßnahmen sollen großen, kleinen und
mittleren Unternehmen zugutekommen. Daher fordern besonders die Frauen des
informellen Sektors vom Staat bessere finanzielle Absicherung für sich und
ihre Familien, denn sie bekommen die Auswirkungen der momentanen Situation
schon jetzt deutlich zu spüren.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/informelle-arbeiterinnen-
koennen-trotz-covid-19-nicht-zuhause-bleiben/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/07232: Radikale Remislösung (SB)

In einem Endspiel mit Läufern verschiedener Lauffarbe kann man in der
Mehrheit der Fälle davon ausgehen, daß ein Remis am Ende unvermeidlich
wird. Bauernüberlegenheiten lassen sich nur selten zu einem greifbaren
Vorteil verdichten. Doch der Weg zur Punkteteilung ist so einfach
nicht. Meist müssen nicht wenig komplizierte Manöver gefunden werden,
bei denen es im wesentlichen darauf ankommt, daß der verteidigende
Läufer eine bestimmte Diagonale kontrolliert und diese Kontrolle auch
aufrechterhalten kann. Nicht zu unterschätzen ist jedoch auch die
Rolle der Könige. Viele Anfänger verlieren derartige Endspiele, weil
sie sich allzu sehr auf die allgemeingültige Aussage vom Remis bei
verschiedenfarbigen Läufern verlassen. Im heutigen Rätsel der Sphinx
drohte Weiß beispielsweise mit Ld4-e5, um dann seinen König bis nach
g5 zu führen und schließlich seine beiden Königsflügelbauern in
Bewegung zu setzen. Schwarz mußte daher einen Weg finden, um seinen
eigenen König aktiv am Widerstand gegen den weißen Gewinnplan zu
mobilisieren, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07232: Radikale Remislösung (SB)]



Mokry - Anceschi

Reggio Emilia 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß zwang seinem Kontrahenten die zum Verlust führende Kombination
mit strenger Folgerichtigkeit auf: 1.Sd4xc6 b7xc6 2.Ld5xf7+ Kg8-h8
3.Db3xb8! und Schwarz gab auf, da er nach 3...Dc7xb8 4.Td1-d8+ Lg7-f8
5.Lf2-d4+ dem Matt nicht mehr entgehen konnte.



Erstveröffentlichung am 16. März 2007
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ZUCHT/085: Corona-Krise - Hundezucht sollte vorerst pausieren (TSB)

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 3. April 2020

Corona-Krise: Hundezucht sollte vorerst pausieren



Aus Sicht des Deutschen Tierschutzbundes sollten Hundezüchter die Nachzucht
vorübergehend pausieren lassen. Der Grund: Bedingt durch die Corona-Krise
und den Ausfall von Mitarbeitern könnten auch die Tierärzte an ihre Grenzen
kommen und ggf. nur noch Notfälle behandeln können. Für die Zuchtabnahme,
die Wurf-Endabnahme und die Behandlung von Welpen und Muttertieren sind
Tierärzte und Zuchtwarte jedoch zwingend von Nöten. Erschwerend kommt
hinzu, dass gekaufte Welpen aufgrund der eingeschränkten Bewegungsfreiheit
und dem Kontaktverbot eventuell gar nicht beim Züchter abgeholt werden
dürfen.

"Momentan ist es offen, wie lange die Tierärzte noch die Kapazitäten haben,
um die Zucht abzunehmen und geborene Welpen zu untersuchen, zu impfen und
mit einem Mikrochip zu kennzeichnen. Bei einer seriösen Zucht ist dies aber
dringend notwendig. Wir hoffen daher darauf, dass verantwortungsvolle
Hundezüchter mit dem Züchten vorübergehend pausieren", sagt Dr. Katrin
Umlauf, Referentin für Heimtiere beim Deutschen Tierschutzbund. Besorgte
Züchter und Käufer hatten sich bereits beim Deutschen Tierschutzbund
gemeldet, weil die Abholung der Welpen durch ihre neuen Familien erschwert
war. "Man darf in einigen Bundesländern davon ausgehen, dass das Abholen
eines Welpen - genauso wie das Zusammenführen von Hündin und Rüde für den
Deckakt - nicht unter die absolut notwendigen Dinge fällt, für die man das
Haus verlassen darf", so Umlauf. Welpen, die bereits auf der Welt sind oder
in Kürze geboren werden, sollten aus Sicht der Tierschützer jedoch
möglichst schnell ins neue Zuhause ziehen dürfen: "Wenn die wichtige
Prägephase bei den zehn Wochen alten Welpen abläuft, sollten sie möglichst
beim neuen Besitzer sein und nicht bis auf weiteres beim Züchter
verbleiben. Wir empfehlen, das Vorgehen mit den kommunalen Behörden
abzusprechen. Bei einer Zustimmung der Behörde sollte man natürlich alle
Vorgaben hinsichtlich Personenzahl und Abstand einhalten."

Neben der Übergabe von Hunden ist aufgrund des Kontaktverbots, das in
vielen Gegenden gilt, auch die Übergabe von Katzen, Pferden und kleinen
Heimtieren erschwert.

Menschen mit Tierwunsch sollten sich gedulden

Auch auf die Adoption von Tierheimtieren hat die Corona-Krise Auswirkungen.
"Interessenten, die sich für einen Hund oder ein anderes Tier aus dem
Tierheim interessieren, haben es derzeit schwerer, weil die Vermittlung
weitgehend eingestellt werden musste, um die Tierpfleger und damit die
Versorgung der Tiere nicht zu gefährden", erklärt Dr. Miriam Holbach,
Fachreferentin für Tierheime beim Deutschen Tierschutzbund. Sofern die
Vermittlung weiter läuft, machen die Tierheime Einzeltermine aus oder
merken Interessenten vor. Doch auch wenn es mit der Adoption eines Tieres
derzeit länger dauert, bittet der Deutsche Tierschutzbund darum, die
Tierheime weiter zu unterstützen: "Bitte haben Sie etwas Geduld, wenn es
nicht direkt mit der Adoption klappt. Jetzt ein Tier vom Züchter oder im
schlimmsten Fall über das Internet zu kaufen, sollte keine Alternative
sein." Unabhängig von der Corona-Situation gilt immer: Die Anschaffung
eines Tieres sollte gut überlegt sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 3. April 2020

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UNTERHALTUNG / PERRY-RHODAN





TRANSMITTER/336: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 03.04.2020 (Pabel-Moewig)



Liebe Leserinnen und Leser,

wir sind bereits die dritte Woche im Home-Office und stellen
allmählich fest, dass es erstaunlich gut funktioniert, wenngleich der
Arbeitsaufwand für alle Dinge viel größer ist. Wir schaffen es,
unsere Romane in die Produktion zu geben, so dass sie weiterhin für
euch erscheinen können. Wir telefonieren, schalten Videokonferenzen,
mailen und sehen uns zufällig im Büro, wenn jemand etwas abholen oder
bringen möchte. Das wichtigste aber ist, dass keiner von uns krank
oder in Quarantäne ist - das ist derzeit die Hauptsache!

So, und nun entfliehen wir kurz dem Alltag und starten mit der
größten Science-Fiction-Serie der Welt - PERRY RHODAN!

PERRY RHODAN-Serie

In ganz unterschiedlichen Bereichen des Kosmos spielen die vier PERRY
RHODAN-Romane 3060 bis 3063, die im April veröffentlicht werden. Sie
erzählen vom Sternhaufen M 15 und vom Dyoversum, sie wurden von zwei
Autorinnen und zwei Autoren geschrieben.

Den Startschuss in den April gibt Michelle Stern mit ihrem Roman mit
dem Titel "Die Thesan und der Lordadmiral", was schon ein wenig über
die Hauptperson verrät. Tatsächlich sind Zemina Paath und der
Oxtorner Monkey gemeinsam unterwegs; sie verfolgen eine Spur in den
Kugelsternhaufen M 15. In dem Roman mit der Bandnummer 3060 spielen
auch Cairaner und bislang unbekannte Aliens eine wichtige Rolle ... Die
direkte Fortsetzung stammt von Michael Marcus Thurner. Auch in seinem
Roman, der den bedeutungsvollen Titel "Die Dunkle Schwere" trägt,
spielt Monkey eine wichtige Rolle. Der Lordadmiral der USO nimmt
darin nicht nur den Kampf gegen bislang unbekannte Gegner auf,
sondern muss sich auch eigenen Zweifeln stellen.

Auf eine andere Handlungsebene wechseln Christian Montillon und Susan
Schwartz mit "Zeut". Der Roman mit diesem Titel und der Bandnummer
3062 eröffnet die zweite Vierer-Staffel,  deren einzelne Teile im
Dyoversum spielen (wir sprechen redaktionsintern vom
Dyoversum-Vierteiler). Der Roman erzählt zwei unterschiedliche
Geschichten: Einerseits geht es um eine Attacke von Außerirdischen,
andererseits um Leben, das unvermittelt auf einer unbekannten Welt
erwacht. Der Abschluss des Monats bildet dann ein Roman von Susan
Schwartz und Christian Montillon. Das Gemeinschaftswerk trägt den
Titel 2Ceres" und die Bandnummer 3063.

Ein großer Teil der Handlung spielt auf der Welt Zeut, genauer
gesagt, in der Unterwelt dieses Planeten. Perry Rhodan und seine
Begleiter erfahren darin mehr über die Geheimnisse des Dyoversums,
wohin es bekanntlich die Erde und den Mond verschlagen hat ...

PERRY RHODAN 3060 erscheint am 09. April 2020

PERRY RHODAN 3061 erscheint am 17. April 2020

PERRY RHODAN 3062 erscheint am 24. April 2020

PERRY RHODAN 3063 erscheint am 30. April 2020

PERRY RHODAN NEO

Die neue Handlungsstaffel bei PERRY RHODAN NEO "Arkon erwacht" ist in
vollem Gang - doch wie entsteht eigentlich eine neue
Handlungsstaffel? Die beiden Exposéautoren Rüdiger Schäfer und Rainer
Schorm trafen sich im Februar 2020 zu einem galaktischen
NEO-Exposé treffen, um über die Handlung ab Band 230 zu sprechen. In
einem spannenden Werkstattbericht berichtet uns Rüdiger Schäfer über
die Entstehungsgeschichte. "Lichtwelt", "Gadenhimmel", "Das
Contagiat", "Die Omniten" - wie wird die neue PERRY RHODAN
NEO-Staffel wohl heißen?

PERRY RHODAN NEO 223 erscheint am 03. April 2020

PERRY RHODAN NEO 224 erscheint am 17. April 2020

PERRY RHODAN NEO 225 erscheint am 30. April 2020

Jeder der drei Romane kommt als gedrucktes Taschenbuch in den
Zeitschriftenhandel und als E-Book in alle relevanten Shop. Sie sind
zudem als Hörbücher im Download erhältlich. Kleiner Hinweis: Nur noch
heute bieten wir den PERRY RHODAN NEO-Roman 210 "Rettet Rhodan!" von
Oliver Plaschka in allen E-Book-Shops gratis für euch an - reinlesen
lohnt sich!

PERRY RHODAN-Mission SOL 2

Seit dem 20. März 2020 ist der erste Roman unserer neuen PERRY
RHODAN-Miniserie im Handel; er trägt den Titel "Ritter des Chaos". In
insgesamt zwölf Romanen erzählen Kai Hirdt, der Exposéautor, und sein
Team von neuen Abenteuern der SOL-Besatzung. Die Menschen an Bord des
Generationenraumschiffes werden erneut vor große Herausforderungen
gestellt - sie treffen dabei auf kosmische Mächte, die in einer
fernen Galaxis um Einfluss ringen. Unter anderem werden sie mit den
Rittern von BARIL konfrontiert. BARIL wiederum ist eine
Superintelligenz, ein kosmisches Wesen also, das eine gewisse Region
des Universums kontrolliert. Ob BARIL eher mit den Mächten des Chaos
oder denen der Ordnung paktiert, ist eine der Fragen für die Menschen
an Bord der SOL ...

Mehr über den Orden, seine Ritter und seine Ansichten erfahren Perry
Rhodan und seine Gefährten im zweiten Band der Miniserie. Verfasst
wurde der Roman von Madeleine Puljic, der Titel des Werkes lautet
"BARILS Botschaft" - ab heute im Handel!

Es gibt ihn wie alle Bände der Miniserie in drei Versionen: als
gedruckter Heftroman im Zeitschriftenhandel, als E-Book bei allen
bekannten Portalen - unter anderem im PERRY RHODAN-OnlineShop - sowie
als Hörbuch im Download bei Eins A Medien.

Wer mag, kann sich in einer sogenannten SOL-Edition auch alle Bände
direkt von uns aus dem Verlag schicken lassen. Vor allem in Zeiten,
in denen teilweise Läden geschlossen sind, ist diese Edition eine
sinnvolle Alternative.

Neues auf dem YouTube-Kanal "Perryversum"

Im aktuellen Video "Spoiler-Alarm #10: Das Zweite Imperium 2/2
(Plophos)" beleuchtet Ben Calvin Hary den Handlungsabschnitt
"Plophos" ...

Bücher / Hefte dürft ihr hamstern!

Unser PERRY RHODAN-OnlineShop ist  auch in diesen ungewöhnlichen
Zeiten für euch da! Falls ihr derzeit nicht aus dem Haus wollt/könnt,
habt ihr die Möglichkeit, jedes gewünschte Produkt aus unserem Shop
bequem nach Hause zu bestellen.

Wichtig: Informationen über andere Verkaufsstellen gibt es über die
Seite "mykiosk.de". Hier kann man gezielt nach Händlern und ihrem
Angebot suchen. Damit wünsche ich euch ein galaktisches Wochenende -
ich freue mich wie immer auf eure Post an
Philine-Marie.Ruehmann@vpm.de!

Ad Astra und bleibt alle gesund!

Eure Philine-Marie Rühmann

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 

D-76437 Rastatt 

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 

USt. Id. Nr. DE265893557 

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: 

Klaus N. Frick

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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